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Sonderkonferenz 2019 
am: 14.12.2019 in Berlin 
 
 
 
 
 
 
Antrags-Nr.: F-01 
 
Thema: Fortgeltungsbeschluss für Teile des Grundsatzprogramm 1998 
 
Antragssteller: Präsidium des AWO Bundesverbandes e.V. 
 
 
Beratungsunterlagen:  
 
Kapitel 4.4. und 4.5. des aktuell gültigen Grundsatzprogramms aus dem Jahr 1998 
(2005) 
 
 
Sachstand:  
 
Mit der Verabschiedung des neuen Grundsatzprogramms am 14.12.2019 in Berlin 
sollen detaillierte Regelungen zum Organisationsaufbau innerhalb der AWO sowie 
der unternehmerischen Tätigkeit der Vereine nicht mehr im Grundsatzprogramm auf-
geführt werden, weil diese hier nicht sinnhaft verankert sind. Zu dieser Erkenntnis ist 
die Grundsatzprogrammkommission im Rahmen der Erarbeitung eines neuen Pro-
gramms über den Prozess hinweg gelangt. Konkret betrifft das die Ziffern 4.4. (Orga-
nisationsaufbau) und 4.5. (Unternehmerische Tätigkeit) des Grundsatzprogramms 
der Arbeiterwohlfahrt von 1998, in der ergänzten Fassung von November 2005. Da-
mit diese Regelungen jedoch durch die Verabschiedung eines neuen Grundsatzpro-
gramms in ihrer rechtlichen Wirkung nicht entfallen, braucht es einen Fortgeltungs-
beschluss für beide Kapitel bis zur Bundeskonferenz 2020. Das Präsidium hat in sei-
ner Sitzung am 20.09.2019 einen Fortgeltungsbeschluss unterstützt und beschlos-
sen, dass auf Grundlage eines Fortgeltungsbeschlusses im Anschluss an die Son-
derkonferenz 2019 auf der Bundeskonferenz 2020 diese Regelungen in geeigneter 
Form im Verbandsrecht der AWO verortet werden sollen.  
 
Die Antragskommission hat in ihrer Sitzung am 27. und 28. September 2019 eben-
falls zu dem Fortgeltungsbeschluss beraten.  
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Die Sonderkonferenz möge beschließen:  
 
Die Sonderkonferenz beschließt, dass bei einer Neuverabschiedung des Grundsatz-
programms die Kapitel 4.4. und 4.5. des Grundsatzprogramms der Arbeiterwohlfahrt 
von 1998, in der ergänzten Fassung von November 2005, bis zur Bundeskonferenz 
2020 eigenständig fortgelten.  
 
 
Empfehlung der Antragskommission:  
 
Annahme 
 
Beschluss:  

  Nichtbefassung 

  Annahme 

  Überweisung an das Präsidium 

  Ablehnung 
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4.2 Mitglieder- und sozialpolitischer Interessenverband

Die Arbeiterwohlfahrt ist eine Vereinigung natürli-
cher und juristischer Personen auf der Grundlage
des Vereinsrechtes. Die Mitglieder der Arbeiterwohl-
fahrt sind gemäß den Bestimmungen über den
Aufbau der Organisation im Statut in Vereinen
zusammengefasst.

Die Arbeiterwohlfahrt betont die Vorrangstellung der
Spitzenverbände der Freien Wohlfahrtspflege. Als
einer dieser Spitzenverbände erfüllt sie Aufgaben,
die aus dem Sozialstaatsgebot erwachsen. Die Sozi-
alstaatlichkeit hat Verfassungsrang.

In partnerschaftlicher Zusammenarbeit mit Kom-
munen, Staat und freien Vereinigungen ist die Ar-
beiterwohlfahrt einbezogen in die Lösung sozialer
Probleme. Als sozialpolitische Interessenvertretung
ist sie Anwalt besonders jener Menschen, die sich

für ihre Anliegen und Teilhabe am Gemeinwesen al-
lein kein Gehör verschaffen können. Sie ist beteiligt
an der Planung von Sozialpolitik.

In diesem Rahmen nimmt sie aktiven Einfluss auf
die Gestaltung sozialer Politik, regt neue Gesetze an
und berät bei Gesetzesinitiativen, nimmt Stellung
zu Fragen der öffentlichen und freien Wohlfahrts-
pflege. Sie ist Mittler zwischen Bürgerinnen und
Bürgern auf der einen und dem Staat auf der an-
deren Seite und somit ein wichtiger Partner bei der
Wahrung des sozialen Friedens.

Die Arbeiterwohlfahrt ist offen für Initiativen, Selbst-
hilfegruppen und Vereine, die sich mit ihren Zielen in
grundsätzlicher Übereinstimmung zur Arbeiterwohl-
fahrt befinden und in Form korporativer Mitglied-
schaften sozialverbandliche Bündnisse eingehen.

4.3 Jugendwerk der Arbeiterwohlfahrt

Kinder und Jugendliche haben eine hohe Kompe-
tenz bei Entscheidungen, die ihre Zukunft betref-
fen. Die umfassende Partizipation von Kindern und
Jugendlichen an gesellschaftlichen Prozessen ist
Voraussetzung dafür, dass sie als Erwachsene mün-
dig und verantwortungsbewusst ihr Gemeinwesen
mitgestalten können. Das Jugendwerk der Arbeiter-
wohlfahrt ist die Interessenvertretung von Kindern
und Jugendlichen in der Arbeiterwohlfahrt gegen-
über der Gesellschaft. Jugendverbandsarbeit muss
alle Interessen junger Menschen wahrnehmen,
die ihre Gegenwart und die Zukunft betreffen.

In außerschulischen Kinder- und Jugendgruppen,
politischen Bildungsveranstaltungen, Ferienfrei-
zeiten, internationalen Begegnungen und vielen
anderen Projekten haben Kinder und Jugendliche
die Möglichkeit, im selbst organisierten Rahmen so-
lidarisches Handeln und demokratische Verhaltens-
weisen einzuüben.

Auf allen Ebenen der Politik sind altersgerechte
Formen der Mitbestimmung für sämtliche Lebens-
bereiche von Kindern und Jugendlichen zu
etablieren.
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4.4 Organisationsaufbau

Die Arbeiterwohlfahrt ist bundesweit und zwar so-
wohl auf der Bundesebene als auch auf der Landes-,
Bezirks-, Kreis- und Ortsebene föderativ organisiert
(individuelle Regelungen durch Verzicht oder Hinzu-
fügung einer Organisationsebene sind möglich).

Verbindende Elemente aller Teilorganisationen sind
die Satzung in der jeweils gültigen Form, das
Grundsatzprogramm einschließlich des Leitbildes
sowie das entsprechende Verbandsstatut.

Die einzelnen Organisationseinheiten agieren so-
wohl als Mitgliederverband (im Sinne der Satzung)
als auch unternehmerisch rechtlich eigenverant-
wortlich.

Die jeweiligen Zuständigkeiten des Verbandes bzw.
aller Unternehmensbereiche beschränken sich auf
das Gebiet der Gebietskörperschaft, für die die je-
weilige Verbandsgliederung gemäß ihrer Satzung
gegründet worden ist.
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Aufgaben der Ortsvereine

• Vertretung der AWO auf kommunaler Ebene
• Mitgestaltung der Kommunalpolitik
• Vertretung der Mitgliederinteressen auf Kreis-

ebene
• Öffentlichkeitsarbeit
• Mitgliederwerbung und -pflege
• ehrenamtlicher Aufgabenfelder
• Angebote ehrenamtlicher Aufgabenfelder in Ko-

ordination mit den Kreisverbänden
• Gewinnung von ehrenamtlichen Helferinnen und

Helfern
• Unterstützung und Förderung modellhafter sozia-

ler Arbeit vor Ort
• Entwicklung innovativer Projekte
• Entwicklung und Förderung von Qualitätsstan-

dards, Qualitätssicherung und Qualitätskontrolle
• Unterstützung von Selbsthilfegruppen und freien

Initiativen
• Durchführung von Veranstaltungen
• Gründung und Unterstützung von Jugendwerken
• Betreuen und Betreiben sozialer Einrichtungen (in

Abstimmung mit dem Kreisverband)
• Einzelhilfen/Beratung
• Informationsweitergabe an die jeweiligen Mit-

gliedsverbände/-vereine
• Qualifizierung von Mitgliedern und ehrenamtlich

Tätigen

Aufgaben der Kreisverbände

• Vertretung der AWO auf kommunaler Ebene
• Mitgestaltung der Kommunalpolitik
• Kontakte mit kommunalen Ämtern und Behörden
• Interessenvertretung der Ortsvereine auf Bezirks-

ebene
• Förderung der Verbandsarbeit
• Aufsicht über Ortsvereine
• Koordination und Unterstützung von Ortsvereins-

aktivitäten
• Unterstützung von Selbsthilfegruppen und freien

Initiativen
• Unterstützung und Förderung modellhafter sozia-

ler Arbeit vor Ort
• Entwicklung innovativer Projekte
• Entwicklung und Förderung von Qualitätsstan-

dards, Qualitätssicherung und Qualitätskontrolle
• Entwicklung ehrenamtlicher Aufgabenfelder
• Einbeziehung der Ehrenamtlichen in die soziale

Arbeit
• Gründung und Unterstützung von Jugendwerken
• Öffentlichkeitsarbeit und Mitgliederwerbung

• Mitgliederbetreuung/-verwaltung
• Durchführung von Veranstaltungen
• Qualifizierung Ehrenamtlicher und Hauptamtli-

cher
• Unternehmerische Tätigkeit durch Betriebe und

soziale Dienstleistungen
• Einzelhilfen/Beratung
• Informationsweitergabe an die jeweiligen Mit-

gliedsverbände/-vereine.

Aufgaben der Landes- und/oder Bezirksverbände

• Wahrnehmung der Spitzenverbandsaufgabe
• Politische Vertretung der AWO auf Landesebene

(ggf. gemeinsam mit weiteren Bezirksverbänden)
• Wahrnehmung von Kontakten mit öffentlichen

Stellen und überregionalen Behörden/Ministerien
• Interessenvertretung auf der AWO-Bundesebene
• Förderung der Verbandsarbeit
• Aufsicht über Kreisverbände
• Entwicklung ehrenamtlicher Aufgabenfelder
• Qualifizierung ehrenamtlicher Helferinnen und

Helfer
• Mitgliederbetreuung/-verwaltung
• Öffentlichkeitsarbeit und Mitgliederwerbung
• Unterstützung und Förderung modellhafter sozia-

ler Arbeit vor Ort
• Koordination fachlicher Arbeit – auch kreisver-

bandsübergreifend
• Entwicklung innovativer Projekte
• Unternehmerische Tätigkeit durch Betriebe und

soziale Dienstleistungen
• Entwicklung und Förderung von Qualitätsstan-

dards, Qualitätssicherung und Qualitätskontrolle
• Umfassende Beratung der Gliederungen (Unter-

nehmensberatung, Fachberatung)
• Serviceangebote für den Landes-/Bezirksbereich

(EDV, Personalbuchhaltung, Innenrevision)
• Unterstützung beim Einsatz neuer Techniken und

Medien gegenüber Gliederungen
• Informationsweitergabe an die jeweiligen Mit-

gliedsverbände/-vereine
• Gewährleistung von regionaler Bildungs- und

Jugendarbeit

Aufgaben des Bundesverbandes

• Wahrnehmung der Spitzenverbandsaufgabe
• Politische Vertretung der AWO auf Bundesebene
• Vertretung der AWO auf internationaler Ebene
• Erstellen und Veröffentlichen fachpolitischer

Grundsatzerklärungen
• Förderung der ehrenamtlichen Verbandsarbeit
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• Aufsicht über Bezirks- und Landesverbände
• Sicherstellung eines einheitlichen Erscheinungs-

bildes
• Mitgliederbetreuung/-verwaltung
• Öffentlichkeitsarbeit
• Beratung der Gliederungen und Qualifizierung der

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
• Entwicklung eigener Qualitätsstandards und deren

Kontrolle
• Entwicklung und Förderung modellhafter sozialer

Arbeit

• Verhandlung und Abschluss von Tarifverträgen
• Koordinierung von Grundsatzfragen, die die Un-

ternehmensbereiche betreffen
• Bundesweite Service-Angebote für den Verbands-

und Unternehmensbereich
• Unterstützung beim Einsatz neuer Techniken und

Medien gegenüber Gliederungen
• Informationsweitergabe an die jeweiligen Mit-

gliedsverbände/-vereine

4.5 Unternehmerische Tätigkeit

Die AWO organisiert ihre Aufgaben in der Rechtsform
des Vereins. Sie unterhält dabei auch Dienste und
Betriebe und ist in diesen Fällen gleichzeitig auch
Unternehmerin.

Die unternehmerischen Tätigkeiten des Verbandes
selbst, einschließlich der von ihr vorgehaltenen Un-
ternehmen in anderer Rechtsform, beziehen sich
ebenfalls auf das Gebiet der lt. Satzung festgelegten
Gebietskörperschaft (dies gilt für alle Unternehmen,
an denen die Arbeiterwohlfahrt – ggf. mit dem
kleinsten anzunehmenden Anteil – beteiligt ist).

Diese Regelungen gelten auch für Verbundsysteme
(zwischen zwei AWO-Gliederungen ebenso wie zwi-
schen einer AWO-Gliederung und fremden Dritten).

Ausnahmen von diesen Festlegungen bedürfen so-
wohl der Zustimmung der beteiligten Verbandsglie-
derungen als auch der jeweils höheren Verbands-
gliederung. Die Ablehnung ist zu begründen und
darf nicht willkürlich sein. Im Streitfall entscheidet
die nächsthöhere Gliederung.

Beabsichtigen übergeordnete Verbandsgliederun-
gen im Gebietsbereich nachgeordneter Gliederun-
gen Dienste, Einrichtungen oder Betriebe einzurich-
ten, besteht die Pflicht, Einvernehmen herzustellen.
Bei Ablehnung gilt die vorstehende Regelung ent-
sprechend. Zur Vermeidung von konkurrierenden
Angeboten oder Aktivitäten sollen die Arbeitsberei-
che in Vereinbarungen geregelt werden. Die Leis-
tungsfähigkeit der jeweiligen Verbandsgliederun-
gen ist zu berücksichtigen. Bei Inkrafttreten dieser
Regelungen gilt eine Besitzstandsregelung bezogen
auf alle bisherigen grenzüberschreitenden Träger-
schaften.

Für den Fall, dass eine AWO-Gliederung einen
wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb (§ 14 AO) mit min-
destens 5 ständigen Vollzeit-Arbeitnehmerinnen
oder -Arbeitnehmern (§ 1 BetrVG) unterhält, sollte
in der Satzung die Stellung der hauptamtlichen
Geschäftsführerin bzw. des hauptamtlichen Ge-
schäftsführers wie folgt festgelegt werden:

1. Als besonderer Vertreter nach § 30 BGB
(siehe Anlage 1)

oder
2. als Vorstandsmitglied nach § 26 BGB

(siehe Anlage 2).

Zur Sicherung der Qualität sozialer Arbeit entwickeln
Fachausschüsse
• Qualitätsstandards
• Qualitätspolitik

und
• fachliche Positionen.

Sie bündeln fachliche Kompetenz auch von dritter
Seite und spiegeln die ehrenamtliche Basis der AWO
unter sinnvoller Verzahnung mit hauptamtlich
Tätigen wider. Die Umsetzung dieser Beschlüsse
obliegt dem BGB-Vorstand, wobei dieser die Ge-
schäftsführung an die Erfüllung z. B. der entwickel-
ten Qualitätsstandards bindet.

Die Möglichkeit, durch Vorstands- oder Konferenz-
beschluss selbständige Gliederungen allein oder
mit Dritten zu gründen, bleibt grundsätzlich unbe-
rührt.

Sowohl die jeweiligen Verbandsgliederungen als
auch Unternehmen haften in vollem Umfang ge-
mäß der gesetzlichen Bestimmungen für sich selbst.
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Alle Verbandsbereiche mit unternehmerischen
Aktivitäten, insbesondere gesondert gegründete
Unternehmen, sind zu einer ordnungsgemäßen
Rechnungslegung nach den Bestimmungen des HGB
verpflichtet. Die Vorstände sowie sonstige Aufsichts-
und Kontrollgremien haben sicherzustellen, dass
die üblichen kaufmännischen Grundprinzipien ein-
gehalten werden (Mehr-Augen-Prinzip, überprüf-
bares und geordnetes Beschaffungswesen, ord-
nungsgemäße, aus der Buchhaltung abgeleitete
Nachweisverfahren etc.). Soweit dies möglich ist,
sollen hauptamtliche Revisionen eingerichtet wer-
den. Ist dies nicht möglich, müssen externe Insti-
tutionen mit der Revision für die Unternehmens-
bereiche beauftragt werden.

Den politischen Grundsätzen der Arbeiterwohlfahrt
und den hohen Anforderungen an Einsatz und Iden-
tifikation der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aller
AWO-Betriebe entsprechend wird eine weitgehende
Beteiligung der gewählten Arbeitnehmervertreter an
allen betriebspolitischen Entscheidungen sicherge-
stellt. Alle Vorstände werden durch Einhaltung und
Förderung betriebsverfassungs- und mitbestim-
mungsgesetzlicher Vorschriften dazu beitragen.

Richtlinien für gegründete Unternehmen mit eige-
ner Rechtsform und für ausgegliederte Betriebe

Im Einzelfall ist es aufgrund besonderer Rahmen-
bedingungen möglich, bestimmte Arbeitsfelder im
Rahmen einer gesondert dafür gegründeten GmbH,
gGmbH, Stiftung oder sonstigen Rechtsform zu
organisieren. Die Gründe für eine solche Ausglie-
derung sind
• organisatorischer Natur (wenn z. B. soziale Diens-

te mit anderen Organisationsgliederungen oder
Wohlfahrtsorganisationen betrieben werden sol-
len)

• wirtschaftlicher Natur (wenn z. B. soziale Dienste
unter Effektivitäts- und Effizienzgesichtspunkten
zusammengeschlossen werden) und

• rechtlicher Natur (wenn z. B. beim Betrieb sozia-
ler Dienste besondere Rechtsvorschriften zu be-
rücksichtigen sind).

Die Neugründung einer Körperschaft ist nur dann zu-
lässig, wenn aus den oben genannten Gründen die
Rechtsform des Vereins nicht mehr praktikabel ist.

Die AWO beteiligt sich unter ihrem Namen nicht an
Körperschaften, an denen gleichzeitig Privatper-
sonen beteiligt sind. Ausnahmen bedürfen der
Zustimmung der nächsthöheren Gliederung.

Die jeweiligen Rechtsvorschriften – insbesondere
des Steuerrechtes – müssen mit Blick auf die Kon-
sequenzen für die jeweilige AWO-Verbandsgliede-
rung im Einzelfall geprüft und bewertet werden.

Die nachstehenden Regelungen gelten für GmbHs und
juristische Personen in anderen Rechtsformen, die
von Gliederungen der Arbeiterwohlfahrt gegründet
werden oder an denen sie mehrheitlich beteiligt sind.

1. Es dürfen nur Unternehmen in eigener Rechtsform
gegründet werden, die die Interessen der Arbei-
terwohlfahrt vertreten, satzungsgemäße Aufgaben
der Arbeiterwohlfahrt wahrnehmen oder Dienste
und Einrichtungen zur Erfüllung dieser Aufgaben
organisieren. Die Öffentlichkeitsarbeit der Gesell-
schaft hat sich am einheitlichen Erscheinungsbild
der Arbeiterwohlfahrt zu orientieren.

2. Die Besetzung der Organe (Gesellschafterver-
sammlung/Aufsichtsgremium) muss so vorge-
nommen werden, dass eine Durchgriffshaftung
auf den Gesellschafter und die Geschäftsführung
ausgeschlossen ist. In den jeweiligen Gesell-
schaftervertrag ist aufzunehmen, dass eine Be-
freiung vom Selbstkontrahierungsverbot (nach
§ 181 BGB) ausgeschlossen ist.

3. Es soll ein Aufsichtsgremium gebildet werden.
Vertreter des Vorstandes und der Geschäftsführer
der gründenden Verbandsgliederung sollen Mit-
glieder im Aufsichtsrat sein. Revisoren dürfen
nicht in den Aufsichtsrat berufen werden. Im
Aufsichtsgremium soll die Möglichkeit geschaffen
werden, externe Persönlichkeiten einzubinden.

4. Die Revisionsordnungen der Gliederung müssen
auch für die gGmbH/GmbH gelten. Hier ist ergän-
zend eine Unterwerfungsklausel im Gesellschaf-
tervertrag vorzusehen, in der insbesondere die
Zielsetzung der Arbeiterwohlfahrt geprüft wird.

5. Die GmbHs – aber ebenso Stiftungen oder andere
Rechtsformen haben sich an die Rahmenbedingun-
gen der Satzung und die Grundsätze zur Verbands-
struktur der Arbeiterwohlfahrt zu halten. Sie haben
die Arbeit der Arbeiterwohlfahrt zu unterstützen und
zu fördern. Rahmenfestlegungen wie das Leitbild
gelten auch für diese ausgegliederten Unternehmen.

Eine Minderheitsbeteiligung darf nur dann vorge-
nommen werden, wenn die Gesellschaft die Krite-
rien für die Aufnahme korporativer Mitglieder der
Arbeiterwohlfahrt erfüllt.
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Hinweise zur Bearbeitung der Anträge zum neuen Grundsatzprogramm 
 
 
Die Anträge zum Antrag des Präsidiums vom 23.11.2018 zur Sonderkonferenz am 
14.12.2019 wurden in eine Synopse übertragen und von der Antragskommission mit 
Beschlussempfehlungen versehen.  
 
Dazu wurde jeder einzelne Absatz des Antrags des Präsidiums in einer Synopse 
durchnummeriert und die entsprechenden Anträge den Absätzen zugeordnet. Bei 
mehreren Anträgen zu einem Absatz wurden die Anträge zudem mit A, B, C etc. ge-
kennzeichnet.  
 
Die Anträge A-01 und A-02 sind allgemeine Anträge und deswegen der Synopse vo-
rangestellt. Zudem finden sich nach der Synopse die Anträge 1A, 3B, 5, 11B, 35A, 
35B und 60B, die aufgrund ihrer Länge nicht in der Synopse aufgeführt werden konn-
ten und dennoch mit ihrer Begründung der Sonderkonferenz vorgelegt werden.  
 
Zudem finden sich in der Synopse sichtbar aufgeführt redaktionelle Änderungen (auf 
Seite 2, 7, 18, 31, 40, 44, 50, 72, 76, 78, 85), die die Antragskommission am 27. und 
28. September 2019 vorgenommen hat. Die Grundlage dafür bildete ein Beschluss 
des Präsidiums in seiner Sitzung am 20.09.2019, der den Unterlagen nach der Sy-
nopse beigefügt ist.  
 
Darüber hinaus finden sich unter dem Reiter „Ergänzende Unterlagen“ der Antrag 
des Präsidiums in seiner ursprünglichen Form zur Orientierung sowie alle Anträge 
aus den Gliederungen zu dem Antrag des Präsidiums (Stand 23.11.2018). 
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Allgemeine Änderungsanträge 
 

Antrag: A-01 
Antragssteller:  AWO-Bezirksverband Braunschweig e.V. 
 
Betreff: Verwendung des Begriffes „AWO“ im neuen Grundsatzprogramm  
 
Die Sonderkonferenz möge beschließen: 
 
Der Name „Arbeiterwohlfahrt“ soll in dem neu konzipierten Grundsatzprogramm im 
Sinne eines modernen Imagebildes nicht durchgängig verwendet werden. Es soll der 
sowohl in der AWO-Landschaft, als auch in der Öffentlichkeit gängigen Begriff „AWO“ 
Verwendung finden. 
 
Antragsbegründung: 
 
Die Arbeiterwohlfahrt (AWO) ist ein progressiver, wertegebundener und zugleich 
zukunftsgewandter Wohlfahrtsverband und agiert seit Jahrzehnten bundesweit 
professionell in vielen sozialpolitisch und gesellschaftlich relevanten Themen und 
Bereichen. Dies geschieht alles unter dem Namen „AWO“ 
 
Die AWO wird jedoch immer noch und nicht zu Recht als antiquiert und unmodern 
wahrgenommen. Um ein modernes, progressives Erscheinungsbild des 
Gesamtverbandes auch sprachlich zu unterstützen, wird die Verwendung des, im 
Sprachgebrauch etablierten Begriffes „AWO“, anstatt der Verwendung des 
archivierten und verstaubten Begriffes „Arbeiterwohlfahrt“ im Grundsatzprogramm 
vorgeschlagen. 
 
Empfehlung der Antragskommission:  

Ablehnung, die Arbeiterwohlfahrt wird bundesweit sowohl als „Arbeiterwohlfahrt“ als 

auch als „AWO“ wahrgenommen und tritt in beiden Formen in der Öffentlichkeit in 

Erscheinung. Die Antragskommission bekennt sich zu beiden Formen und möchte im 

Rahmen des Grundsatzprogramms keine Einschränkung vornehmen.  

Beschluss:  

  Nichtbefassung 

  Annahme 

  Überweisung an das Präsidium 

  Ablehnung 
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Antrag: A-02 
Antragsteller:  AWO Bezirksverband Weser-Ems e. V. 
 
Betreff: Antrag zur Ergänzung des Grundsatzprogrammes ohne Textstelle 
 
Das Thema Ökologie und speziell Klima wird für unsere Gesellschaft und für die 
gesamte Welt immer wichtiger. Nicht zuletzt die Fridays for Future- Bewegung und 
die Ergebnisse der Europawahlen haben dies eindrücklich gezeigt.  
 
Wir würden es außerordentlich begrüßen, wenn der Bundesverband als Autor des 
Entwurfes zum Grundsatzprogramm bis zur Sonderkonferenz einen Abschnitt zu 
diesem Themenbereich einfügen könnte, insbesondere unter Berücksichtigung 
seiner bisherigen Beschlüsse und Arbeiten zum Thema (z.B. CO2-Fußabdruck, 
Energieeffizienz). Als Sozialverband erkennen wir an, dass der Schutz der Umwelt 
und damit unser aller Lebensgrundlage Voraussetzung unserer Arbeit für die 
Gesellschaft ist. 
 
Anmerkung der Antragskommission:  

Die Antragskommission versteht Nachhaltigkeit als integralen Bestandteil unserer 
prägenden und auch künftig für sich stehenden Grundwerte. Das verdeutlicht das 
Programm insbesondere auch dadurch, dass Nachhaltigkeit als untrennbarer Aspekt 
des Grundwerts Gerechtigkeit konkret aufgeführt wird und nun durch die ergänzende 
Übernahme wesentlicher Aussagen des Antrags 5 nach Z. 141 nochmal 
unterstrichen wird.  
Das Thema Ökologie und Nachhaltigkeit wurde aber auch darüber hinaus durch die 
Anträge zum Antrag des Präsidiums zur Sonderkonferenz nochmal hervorgehoben. 
Somit ist die Antragskommission auch dem Antrag A-02 gefolgt und eine klare 
Positionierung zum dem Thema sowie Forderungen finden sich in der Synopse und 
damit im Entwurf unter anderem an folgenden Stellen:  
 
Zeilen 139ff. // 155 (Leitsatz) // 178ff. // 337f. (Leitsatz) // 683f. // 1064ff. // 1077ff. // 
1135ff.  
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Synopse zu den Änderungsanträgen zur Sonderkonferenz am 14.12.2019 – Bearbeitung der Antragskommission am 27./28.09.2019 

Nr.  Antrag des Präsidiums, 23.11.2018 Änderungsantrag Beschlussempfehlungen der 
Antragskommission 

 

 
 

  

1 

 
 

 
Zur Einleitung liegt ein Änderungsantrag 
vom LV Hamburg vor, dieser findet sich 
in seiner ganzen Länge nach der 
Synopse: 
Antrag 1A 
- LV Hamburg; Neufassung 
 

 
 
 
 
 
Antrag 1A 
Ablehnung 

Antrag 1B 
BE Rheinland; Z. 64 
Die Zukunft ist unbestimmtoffen, wir 
aber wollen sie gestalten. 

Antrag 1B 
Annahme 

2 

 
 

 
Antrag 2 
BE Rheinland; Z. 76 
Das Programm hat den Zweckdient 
dazu, sich der eigenen Grundwerte […].  
 

 
Antrag 2 
Annahme 
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3  

 
 

Antrag 3A 
BE Westliches-Westfalen; Z. 83ff. 
 
Seit der Verabschiedung des letzten 
Grundsatzprogramms im Jahr 1998 
haben große Sozialreformen die 
Bundespolitik  Politik bestimmt, die viele 
die soziale Situation einer Reihe von 
Menschen verschlechtert haben und die 
viele Menschen bis heute verunsichern. 
Die Wirtschafts- und Finanzkrise in  den 
Jahren 2007/2008 sowie die Eurokrise 
ab dem Jahr 2010 und die daraus 
gezogenen falschen politischen 
Konsequenzen habent das Vertrauen in 
die politischen Eliten Akteure erschüttert 
und den Glauben an eine soziale und 
gerechte Ausgestaltung  unseres 
Wirtschaftssystems infrage gestellt. 

Antrag 3A 
Annahme in der Fassung der 
Antragskommission: 
Seit der Verabschiedung des 
letzten Grundsatzprogramms im 
Jahr 1998 haben große 
Sozialreformen die Politik 
bestimmt, die die soziale 
Situation vieler Menschen 
verschlechtert haben und bis 
heute verunsichern. Die 
Wirtschafts- und Finanzkrise in 
den Jahren 2007/2008 sowie die 
Eurokrise ab dem Jahr 2010 und 
die daraus gezogenen falschen 
politischen Konsequenzen haben 
das Vertrauen in die politischen 
Akteure erschüttert und den 
Glauben an eine soziale und 
gerechte Ausgestaltung  unseres 
Wirtschaftssystems infrage 
gestellt. 

Antrag 3B 
BE Weser-Ems; Z. 82-99 
siehe Dokument nach der Synopse. 

Antrag 3B 
Ablehnung 

Antrag 3C 
BE Rheinland; Z. 88ff 
Darüber hinaus stellen nicht erst seit der 
FlüchtlingsGeflüchtetensituation im Jahr 
2015 Rechtspopulist*innen und –
extremist*innen […].  
 

Antrag 3C 
Annahme 
 
Antrag 3D 
Redaktionelle Änderung der 
Antragskommission unter 
Berücksichtigung der Annahme 3C:  
Z. 88: Darüber hinaus stellen nicht 
erst seit der Geflüchtetensituation im 
Jahr 2015 Rechtspopulist*innen und 
-extremist*innen, die in Europa und 
Deutschland auf dem Vormarsch 
sind, die gelebte Vielfalt infrage und 
bedrohen unsere Demokratie und 
unseren Rechtsstaat. 
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4 

 

 
Antrag 4 
Hinweis: Änderungsanträge zu den 
Leitsätzen sind in den entsprechenden 
Kapiteln vermerkt.  

 
Antrag 4 
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5  

 
 
 

 
Antrag 5 
BE Baden 
Neuer Grundwert: Nachhaltigkeit  
„Nachhaltigkeit bedeutet für uns, sich 
konsequent für die Erhaltung der 
natürlichen Lebensgrundlagen 
einzusetzen. Die ökologische und 
soziale Gestaltung einer Gesellschaft 
und Wirtschaft mit ihren Zielen, 
Lebensstilen und Handlungen muss 
weltweit eine lebenswerte Zukunft 
sichern. Das bedeutet, dass bei der 
Befriedigung aktueller Bedürfnisse 
immer die mittel- und langfristigen 
Auswirkungen für alle Menschen und die 
Natur mitbedacht werden müssen.“  
 

 
Antrag 5 
Ablehnung, Satz 1 und Satz 2 
werden nach Z. 141 ergänzt; 
Satz 3 entfällt. 
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6  

 
 

 
Antrag 6A 
BE Westliches-Westfalen; Z. 123 f. 
Mit unserer Arbeit wollen wir 
Ungleichheiten verringern überwinden, 
soziale Gerechtigkeit schaffen und allen 
Menschen gesellschaftliche sowie 
kulturelle Teilhabe ermöglichen.  
Gerechtigkeit bedeutet, global 
Verantwortung zu übernehmen und für 
einen friedlichen Ausgleich in der Welt 
einzutreten.  
 

 
Antrag 6A 
1. Satz: Annahme 
 
 
 
 
 
2. Satz: Ablehnung 
Definition von Gerechtigkeit 
erfolgt ab Z. 136 

 
Antrag 6B 
BE Rheinland; Z. 123f 
Mit unserer Arbeit wollen wir 
Ungleichheiten verringern beseitigen 
und allen Menschen gesellschaftliche 
sowie kulturelle Teilhabe ermöglichen.  
 

 
Antrag 6B 
Erledigt mit Annahme 6A 
 

Antrag 6C 
BE Mittelrhein; Z 125 
Der Staat, und damit wir alle, ist 
verpflichtet allen Menschen ein Leben in 
Würde und ohne Armut zu sichern.  

Antrag 6C 
Ablehnung, Artikel 1 Abs.1 GG 
nicht abschwächen 

7  

 
 

 
Antrag 7 
BE Rheinland; Z.127f. 
Freiheit bedeutet, selbstbestimmt und 
menschenwürdig zu leben – frei von 
Willkür, Unterdrückung, Not und Armut.  

 
Antrag 7 
Annahme 
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8  

 
 

 
Antrag 8A 
LV Sachsen; Z.133 
[…], die Gleichstellung aller 
Geschlechter Menschen und […]  
 

 
Antrag 8A 
Ablehnung, an dieser Stelle geht 
es explizit um Geschlechter 

Antrag 8B 
BE Weser-Ems; Z. 134 
Gleichheit erfordert das Recht, am 
politischen und sozialen Geschehen 
teilzunehmen mitzuwirken und sozial 
abgesichert zu sein.  
 

Antrag 8B 
Annahme 
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9  

 

 
Antrag 9A 
BE Niederrhein; Z. 139f. 
Gerechtigkeit erfordert, unsere 
Lebensweise für kommende 
Generationen und zum Wohl der Natur 
und für kommende Generationen 
nachhaltig zu gestalten.  
 

 
Antrag 9A 
Annahme 
 
 

 Ergänzung ab Z. 141 aus 
Antrag 5 
Nachhaltigkeit bedeutet für uns, 
sich konsequent für die Erhaltung 
der natürlichen 
Lebensgrundlagen einzusetzen. 
Die ökologische und soziale 
Gestaltung einer Gesellschaft 
und Wirtschaft mit ihren Zielen, 
Lebensstilen und Handlungen 
muss weltweit eine lebenswerte 
Zukunft sichern. 
 
Antrag 9B 

 Redaktionelle Änderung der 
Antragskommission:  
Z. 136.: Gerechtigkeit herrscht, wenn 
jeder Mensch frei ist, 
gemeinschaftlich handelt und die 
gleichen Chancen im Leben hat. 

10  

 
 
 

 
Antrag 10 
BE Rheinland; Z.144f. 
Der Staat macht muss durch Recht 
Solidarität bindend machen.  

 
Antrag 10 
Ablehnung 
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11  

 

 
Antrag 11A 
BE Hannover; Z. 148 
Toleranz erwächst in einer vielfältigen 
Gesellschaft und aus dem Bewusstsein, 
dass jeder Mensch in seiner 
Einzigartigkeit anerkannt wird.  
 
 

 
Antrag 11A 
Ablehnung, Toleranz erwächst 
nicht nur in einer vielfältigen 
Gesellschaft. 

Antrag 11B 
BE Weser-Ems; Z. 148 
Toleranz Akzeptanz erwächst aus dem 
Bewusstsein, dass jeder Mensch in 
seiner Einzigartigkeit anerkannt wird. 
 

Antrag 11B 
Ablehnung, Toleranz ist weiter 
gefasst 

Antrag 11C 
BE Mittelrhein; Z. 149f 
Andere Meinungen, Ideen, Normen, 
religiöse und weltanschauliche 
Überzeugungen und Gewohnheiten sind 
so lange zu akzeptieren, wie sie 
vereinbar mit unseren Grundrechten und 
Grundwerten sind.  
 

Antrag 11C 
Annahme 

12  
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13  

 
 
 

 
Antrag 13 
BE Weser-Ems; Z. 162f. 
Wir fördern Selbstbestimmung und 
wollen Menschen aus individuellen 
Notlagen befreienheraushelfen.  

 
Antrag 13 
Annahme in der Fassung der 
Antragskommission 
Wir fördern Selbstbestimmung 
und wollen Menschen aus 
Notlagen befreien. 

14  

 
 
 

 
Antrag 14A 
BE Mittelrhein; Z. 166f. 
Wir bestärken den Menschen Iim 
Rahmen seiner Fähigkeiten und 
Möglichkeiten bestärken wir den 
Menschen, für sich und die 
Gemeinschaft Verantwortung zu 
übernehmen.  
 

 
Antrag 14A 
Annahme 

Antrag 14B 
BE Westliches-Westfalen; Z. 167f. 
Solidarität über Generationen, Grenzen 
und Herkunft hinweg hält unsere 
Gesellschaft zusammen.  
 

Antrag 14B 
Annahme 

15  
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16  

 

 
Antrag 16A 
BE Hannover; Z. 173f.  
Unser demokratischer und sozialer 
Rechtsstaat verringert schafft die 
Grundlageefahr , in Unmenschlichkeit 
zurückzufallen für eine menschliche 
Gesellschaft.“  
 

 
Antrag 16A 
Ablehnung, die Formulierung „in 
Unmenschlichkeit zurückzufallen“ 
nimmt Bezug zur spezifisch 
deutschen Geschichte 

Antrag 16B 
BE Westliches-Westfalen; Z. 174f. 
Dennoch wissen wir, dass Minderheiten 
bedroht sind von feindseligen und 
gewalttätigenvollen Übergriffen 
 

Antrag 16B 
Annahme 

Antrag 16C 
BE Rheinland; Ergänzung nach Z. 177 
Wir verstehen uns als Teil der 
antifaschistischen Bewegung. 
Gruppenbezogener 
Menschenfeindlichkeit stellen wir uns 
entgegen.  
 

Antrag 16C 
1. Satz: Annahme 
 
 
2. Satz: Ablehnung, er ist in Z. 
175ff. enthalten 
 
 
 
Ergänzung ab Z. 177 aus 
Antrag 17B 
Wir setzen uns für ein friedliches 
Miteinander ein und verurteilen 
jede Art von psychischer und 
physischer Gewalt. 
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17  

 
 

Antrag 17A 
BE Hannover; Ergänzung nach Z. 178 
[…] nachhaltig lebt. Wir bekennen uns 
zu einem nachhaltigen, 
ressourcenschonenden und fairen 
Wirtschaftssystem. Wir setzen uns für 
eine Ökonomie ein, die weltweit faire 
und nachhaltige Wirtschaftsstrukturen 
anstrebt.“  
 

Antrag 17A 
Annahme 

Antrag 17B 
BE Hannover; Ergänzung nach Z. 182 
Die AWO setzt sich für ein friedliches 
Miteinander ein und verurteilt jede Art 
von psychischer und physischer Gewalt.  
 

Antrag 17B 
Annahme in der Fassung der 
Antragskommission, aber nach 
Z. 177. 

Antrag 17C 
BE Niederrhein; Ergänzung nach Z. 182 
 
Wir wollen eine chancengerechte 
Gesellschaft, in der jede*r Zugang zu 
der notwendigen Technologie hat, die 
Teilhabe ermöglicht. Dazu wollen wir 
digitale Kompetenzen vermitteln. Es 
geht neben der technischen Anwendung 
vor allem auch um emotionale und 
soziale Fähigkeiten, die unverzichtbar 
für Lernen und Teilhabe in der digitalen 
Gesellschaft sind. Es wird darauf 
ankommen, dass digitale Kompetenzen 
über alle Schichten, Altersgruppen und 
Berufsfelder hinweg erlernt werden 
können. 
 

Antrag 17C 
Annahme in der Fassung der 
Antragskommission: 
Wir wollen eine chancengerechte 
Gesellschaft, in der jede*r 
Zugang zu der notwendigen 
Technologie hat, die Teilhabe 
ermöglicht. Es wird darauf 
ankommen, dass digitale 
Kompetenzen über alle 
Schichten, Geschlechter, 
Altersgruppen und Berufsfelder 
hinweg erlernt werden können. 

  



12 
 

18  

 

 
Antrag 18 
BE Westliches-Westfalen; Z. 190 
Wir sind bleiben auch im Wandel ein 
unabhängiger und eigenständiger 
Mitgliederverband. Auf Grundlage 
unserer Werte streiten wir gemeinsam 
mit Mitgliedern, Engagierten und 
Mitarbeitenden für eine solidarische und 
gerechte Gesellschaft.  
 

 
Antrag 18 
Ablehnung, es ist für den*die 
Leser*in unklar, welcher Wandel 
gemeint ist.  

19  

 
 
 

  

20  

 
 

 
Antrag 20A 
BE Mittelrhein; Z. 202f. 
Deshalb wollen wir Mitglieder Menschen 
für uns begeistern und ihrem 
Engagement einen festen Ort bieten.  
 

 
Antrag 20A 
Erledigt mit Annahme von 
Antrag 20B 

Antrag 20B 
BE Westliches-Westfalen; Z.202f 
Deshalb wollen wir Mitglieder Menschen 
für uns begeistern, sie als Mitglieder 
gewinnen  und ihrem Engagement einen 
festen Ort bieten.  
 

Antrag 20B 
Annahme 
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Antrag 21 
BE Westliches-Westfalen; Z.204f. 
Unsere Wertegemeinschaft schließt alle 
Menschen mit ein, die sich für uns und 
unsere Grundwerte einsetzen, auch 
wenn sie nicht Mitglied der 
Arbeiterwohlfahrt sind.  

 
Antrag 21 
Annahme 

22  

 

 
Antrag 22A 
BE Mittelrhein; Z. 212f. 
 
Wir ermöglichen, dass unsere 
Mitarbeitenden unsere Grundwerte 
leben und auf die Entwicklung der 
Arbeiterwohlfahrt mitbestimmen Einfluss 
nehmen können.  
 

 
Antrag 22A 
Annahme in der Fassung der 
Antragskommission:  
Wir ermöglichen, dass unsere 
Mitarbeitenden unsere 
Grundwerte leben und die 
Entwicklung der Arbeiterwohlfahrt 
mitgestalten können 
 

Antrag 22B 
BE Weser-Ems; Z.214f. 
Wir stehen für gGute 
Arbeitsbedingungen (bspw. Betriebliche 
Mitbestimmung, Vereinbarkeit von Beruf 
und Familie und tarifliche Bezahlung) 
auch in unseren sozialwirtschaftlichen 
Unternehmen ein.  

Antrag 22B 
Ablehnung, Spezifizierungen 
werden an anderer Stelle 
vorgenommen, siehe Z. 1105. 
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Antrag 23 
BE Rheinland Z. 219 
Wir unterstützen das Jugendwerk 
bestmöglich und […].  

 
Antrag 23 
Annahme 

24  

 
 
 

  

25  

 
 

 
Antrag 25A 
BE Mittelrhein; Z. 230f. 
Wir kämpfen für die materielle 
Grundlage für ein selbstbestimmtes 
Leben aller Menschen und ihre 
Anerkennung als gleichwertige 
Mitbürger*innen.  
 

 
Antrag 25A 
Annahme in der Fassung der 
Antragskommission:  
Wir kämpfen für die materielle 
Grundlage für ein 
selbstbestimmtes Leben aller 
Menschen. Die Anerkennung als 
gleichwertige Mitbürger*innen, 
die Gleichheit vor dem Gesetz 
sowie die Menschenrechte […] 
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Antrag 25B 
BE Weser-Ems; Z. 230f. 
Wir kämpfen für die materielle 
Grundlage und Bildung für ein 
selbstbestimmtes Leben aller Menschen 
und ihre Anerkennung als gleichwertige 
Mitbürger*innen.  
 

Antrag 25B 
Ablehnung, das Thema Bildung 
folgt ab Z. 463 

26  

 
 

 
Antrag 26 
BE Mittelrhein; Z. 238ff. 
Mit dieser Haltung schreiben wir unsere 
Tradition fort: Aus der Motivation […] 
und Ungleichheiten abzuschaffen. Mit 
dieser Haltung schreiben wir unsere 
Tradition fort.  

 
Antrag 26 
Annahme 

27  

 
 

 
Antrag 27 
BE Mittelrhein; Z. 252 
Die Wohlfahrtspflege Arbeiterwohlfahrt 
ist ein Ort, an dem Menschen mit 
unterschiedlichen Weltanschauungen 
und Religionen zusammenfinden und 
das Gegenüber durch direkten 
Austausch verstehen und respektieren 
lernen.  

 
Antrag 27 
Ablehnung, wir wollen an dieser 
Stelle für die gesamte Freie 
Wohlfahrtspflege sprechen und 
Position beziehen.  
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Antrag 28 
BE Mittelrhein; Z. 256 
Um eine Gesellschaft in Vielfalt zu 
gestalten, ist für uns das orientieren wir 
uns am Prinzip der Inklusion 
handlungsanleitend.  

 
Antrag 28 
Annahme in der Fassung der 
Antragskommission 
Um eine Gesellschaft in Vielfalt 
zu gestalten, handeln wir nach 
dem Prinzip der Inklusion. 

29  

 
 

  

  



17 
 

30  

 
 

 
Antrag 30A 
BE Westliches-Westfalen & BE 
Rheinland; Z. 270f. 
Um Ungleichheit zu überwinden, wollen 
wir die Strukturen der Gesellschaft und 
das kapitalistische Wirtschaftsmodell 
verändernüberwinden.  

 

 
Antrag 30A 
Ablehnung, die Frage, was nach 
dem kapitalistischen 
Wirtschaftsmodell kommt, bleibt 
unbeantwortet.  

Antrag 30B 
BE Braunschweig; Ergänzung nach 
Z.272 
Wir akzeptieren weder Armut noch 
Ausgrenzung. Zur Bekämpfung von 
Ungleichheit, Armut und Ausgrenzung 
stehen wir für einen  
starken Sozialstaat im Rahmen einer 
sozialen Markwirtschaft ein.  

Antrag 30B 
Ablehnung 
 
 
 
 
 
 
 

 Ergänzung ab Z. 272 aus 
Antrag 57C und 57D in der 
Fassung der 
Antragskommission:  
Die digitale Transformation muss 
sozial und teilhabeorientiert 
gestaltet werden. Sie darf die 
bestehende soziale Spaltung 
nicht weiter verschärfen, sondern 
muss Teilhabe für alle 
ermöglichen. Eine 
Grundvoraussetzung dafür ist die 
ausreichende technische 
Ausstattung insbesondere bereits 
sozial benachteiligter Gruppen 
sowie die Weiterbildung und 
Begleitung aller Mitglieder der 
Gesellschaft in das digitale 
Zeitalter.  
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Antrag 31A 
BE Weser Ems; Z.274f. 
Wir fordern einen offenen, 
diskriminierungsfreien und zahlbaren 
Zugang zu Wohnraum z.B. durch 
Quotierung von sozialem 
Mietwohnungsbau bei Neuplanungen, 
regelmäßiger Anpassung von 
Wohngeldansprüchen, einem Erhalt 
gebundenen Mietwohnungsbestandes 
sowie gesetzlich verankerten 
Mindeststandards bei der Vermietung 
und bezahlbare, wohnortnahe Räume 
für Engagement und soziale 
Dienstleistungen.  

 
Antrag 31A 
Ablehnung, zu detaillierte 
Darstellung für das 
Grundsatzprogramm. Anregung: 
Antragsstellung zur BuKo 2020 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 Ergänzung ab Z. 276 aus 
Antrag 127A 
Bund, Länder und Gemeinden 
haben auf Dauer bedarfsgerecht 
Sozialmietwohnungen 
vorzuhalten. 
 

 Antrag 31B 
Redaktionelle Änderung der 
Antragskommission:  
Z. 273f.: Wohnen ist ein 
Menschenrecht. und Der ein Mangel 
an bezahlbarem Wohnraum ist für 
uns untragbar.  
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Antrag 32 
BE Braunschweig; Z.278f. 
Deshalb kämpfen wir bundesweit für 
gute politische Rahmenbedingungen 
und einen starken Sozialstaat.  

 
Antrag 32 
Ablehnung wegen Ablehnung 
Antrag 30B 
 

 Ergänzung ab Z. 278 aus 
Antrag 34 2. Absatz in der 
Fassung der 
Antragskommission:  
[…] zur Entfaltung bringen. 
Deshalb müssen Angeboten 
auch in strukturschwachen 
Regionen einen Beitrag zur 
Herstellung gleichwertiger 
Lebensverhältnisse leisten. Auch 
außerhalb der Städte ist die 
Daseinsvorsorge so zu gestalten, 
dass sie die Teilhabe aller 
Menschen ermöglicht. Wir 
kämpfen bundesweit für gute 
politische Rahmenbedingungen 
und einen starken Sozialstaat. 
 

33  

 
 

 
Antrag 33A 
BE Weser-Ems; Z.281f. 
Während Armut strukturell zu geringer 
Teilhabe und politischer 
Gestaltungskraft führt, entstehen aus 
Reichtum ungerechtfertigter politischer 
Einfluss und Macht. 
 

 
Antrag 33A 
Annahme 

Antrag 33B 
BE Mittelrhein; Z. 285 
Wir betonen die besondere 
Verantwortung und Verpflichtung […].  
 

Antrag 33B 
Annahme 
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34  

 

Antrag 34 
BE Weser-Ems; Ergänzung nach Z. 288 
„Um Ungerechtigkeit zu beenden, 
braucht es eine wirksamere 
Umverteilung u.a. durch höhere 
Spitzensteuersätze, 
Bürgerversicherungen in allen sozialen 
Bereichen, eine Besteuerung des 
Erwerbs von Vermögen, die sich an den 
Steuersätzen der Besteuerung von 
Arbeitseinkommen orientiert, eine 
signifikante Erbschaftssteuer sowie das 
konsequente europaweite Schließen 
von Steuerschlupflöchern. 
 
Die AWO leistet mit ihren umfassenden 
Angeboten auch in strukturschwachen 
Regionen einen Beitrag zu den 
staatlichen und gesellschaftlichen (durch 
Familien, Nachbarschaften, Vereine, 
soziale Netzwerke) Bemühungen zur 
Herstellung gleichwertiger 
Lebensverhältnisse. Mit ihren 
Angeboten außerhalb der städtischen 
Verdichtungszonen trägt sie dazu bei, 
gute Rahmenbedingungen für ein 
selbstbestimmtes Leben im Alter und 
attraktive Lebensbedingungen für den 
Zuzug junger Familien zu schaffen. 
Dabei setzt sie besonders auf eine enge 
Verknüpfung einzelner fachspezifischer 
Elemente ihrer Beiträge zur 
Daseinsvorsorge und auf eine starke 
Vernetzung von professionellen und 
ehrenamtlichen Aktivitäten. In 
strukturschwachen, dünn besiedelten 
Regionen sieht sie sich in zugespitzter 
Weise vor die Herausforderung gestellt, 
ihre Beiträge zur Daseinsvorsorge so zu 

Antrag 34 
1. Absatz: Ablehnung, zu 
detailliert für das 
Grundsatzprogramm ist. 
Anregung: Antragsstellung zur 
BuKo 2020. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2. Absatz: Annahme in der 
Fassung der 
Antragskommission, aber 
Einfügung ab Z. 278 
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gestalten, dass sie die gesellschaftliche 
Teilhabe der Einzelnen – mit ihren 
unterschiedlichen Fähigkeiten – fördert 
und ihnen eine eigenständige 
Lebensführung in einem sorgenden 
sozialen Umfeld ermöglicht. Es geht 
nicht um gleichmäßige „Versorgung“, 
sondern um Befähigung unter 
Berücksichtigung der örtlichen und 
regionalen Rahmenbedingungen. Die 
AWO sieht sich in der Pflicht, für alle 
Menschen im Land die gleichen 
Rahmenbedingungen und sozialen wie 
gesundheitlichen Dienste vorzuhalten.  

35  

 
 

 
Antrag 35 
Der BE Hannover hat für das Kapitel VI 
Daseinsvorsorge und Subsidiarität neue 
Kapitel formuliert. Siehe hierzu in das 
Dokument nach der Synopse.  
 

 
Antrag 35 
Ablehnung 
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Antrag 36A 
BE Westliches-Westfalen; Z. 301 
Wir haben den deutschen Sozialstaat 
mitgegründet, in dessen Mittelpunkt wir 
die soziale Daseinsvorsorge sehen.  
 

 
Antrag 36A 
Ablehnung, keine Verbesserung 
ersichtlich. 

Antrag 36B 
BE Westliches-Westfalen; Z. 306 
Wir geben beziehen fundiert und kritisch 
StellungAuskunft zurüber die sozialen 
Lage in Deutschland und Europa.  
 

Antrag 36B 
Annahme 

Antrag 36C 
BE Mittelrhein; Z.306 
Wir geben fundiert Auskunft über die 
soziale Lage in Deutschland und 
Europa.   

Antrag 36C 
Erledigt mit Annahme 36B 

37  
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Antrag 39 
BE Weser-Ems Z.325ff 
Die voranschreitende Deregulierung 
sowie die zunehmende Steuerung der 
sozialen Daseinsvorsorge über den 
Markt und die Risiken der Digitalisierung 
gefährden die Qualität der Versorgung 
und die Arbeitsbedingungen in dern 
Bereichen des Sozialen Arbeit. Dem 
treten wir entgegen und fordern, mehr 
Möglichkeiten der direkten Beauftragung 
bzw. Vergabe aus Gründen der 
Qualitätssicherung und 
Versorgungssicherheit. Auch muss die 
Gewährung von Beihilfen für notwendige 
Dienstleistungen, die wirtschaftlich aber 
nicht zu erbringen sind, für die Wahrung 
von Rechtsansprüchen und 
gleichwertigen Lebensverhältnissen 
umfassender gestaltet werden.  
 

 
Antrag 39 
Annahme in der Fassung der 
Antragskommission: 
 
Die voranschreitende 
Deregulierung sowie die 
zunehmende Steuerung der 
sozialen Daseinsvorsorge über 
den Markt und die Risiken der 
Digitalisierung gefährden die 
Qualität der Versorgung und die 
Arbeitsbedingungen in der 
Sozialen Arbeit. Wir fordern eine 
Neugestaltung von Vergabe- und 
Förderungsregelungen, sodass 
die Wahrung von gleichwertigen 
Lebensverhältnissen 
gewährleistet wird. 

40  
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Antrag 41 
BE Weser-Ems; Z.337 
Wir arbeiten professionell, inklusiv, 
interkulturell und innovativ, nachhaltig, 
sozial sowie ökologisch.  

 
Antrag 41 
Annahme in der Fassung der 
Antragskommission: 
Wir arbeiten professionell, 
inklusiv, interkulturell, innovativ 
und nachhaltig. 

42  

 
 

  

43  

 
 

 
Antrag 43 
BE Niederrhein; Z. 349 
An unserer Arbeit beteiligen wir 
Klient*innen, Mitarbeitende, und 
Engagierte und Mitglieder.  

 
Antrag 43 
Annahme in Fassung der 
Antragskommission: 
An unserer Arbeit beteiligen wir 
Klient*innen, Mitarbeitende, 
Mitglieder und Engagierte.  

44  
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Antrag 46A 
BE Weser-Ems; Z. 360 
Das bedeutet, ein Arbeits- und 
Engagementumfeld zu schaffen, das 
sensibel ist für die eigenen 
Vorurteile.Chancengerechtigkeit 
sicherstellt.  
 

 
Antrag 46A 
Ablehnung, hier wird auf das 
Bekenntnis zu eigenen 
Vorurteilen abgestellt.  

Antrag 46B 
BE Rheinland; Z. 362 
Eine Die Einstellung, die Bezahlung, 
Förderung und Aufstiegsmöglichkeiten 
erfolgent unabhängig vom Geschlecht. 

Antrag 46B 
Annahme in der Fassung der 
Antragskommission: 
Einstellung, Bezahlung, 
Förderung und 
Aufstiegsmöglichkeiten erfolgen 
unabhängig vom Geschlecht. 
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Antrag 47A 
BE Niederrhein; Ergänzung ab Z. 370 
„Vorhandene Fachlichkeit und 
innovative Ideen der Mitgliedschaft 
verstehen wir als Potential zur 
Entwicklung der Organisation und des 
Verbandes.“ 
 

 
Antrag 47A 
Ablehnung 

Antrag 47B 
BE Weser-Ems; Z.370ff. 
Unsere Fachlichkeit drückt sich in allen 
Feldern der Sozialen Arbeit aus. Die 
AWO stellt sich bei der Verfolgung ihrer 
Leitbilder dem nationalen und 
europäischen Qualitätswettbewerb 
sozialer Dienstleister*innen um die 
bestmögliche Begleitung von Menschen 
in bestimmten Lebenslagen. Für ihre 
Arbeitspraxis erkennt sie die 
Qualitätsziele der Freien 
Wohlfahrtsverbände als maßgeblich an. 
Diese Standards für das 
Qualitätsmanagement professioneller 
sozialer Dienstleistungsunternehmen 
der Freien Wohlfahrtspflege sind auch 
die Messlatte für die 
grenzüberschreitende Erbringung 
sozialer Dienste in der Europäischen 
Union. Sie entsprechen inhaltlich dem 
durch die BAGFW unterzeichneten 

Antrag 47B 
Ablehnung, zu detaillierte 
Darstellung an dieser Stelle für 
das Grundsatzprogramm. 
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„Common Quality Framework for 
Services of General Interest“

1
 und dem 

„Freiwilligen Europäischen 
Qualitätsrahmen für 
Sozialdienstleistungen“. Angesichts 
zumeist begrenzter öffentlicher Mittel 
macht dieser Qualitätsrahmen 
transparent, welches Qualitätsniveau 
unter den gegebenen Bedingungen und 
den zur Verfügung gestellten Mitteln 
erreichbar ist und bildet die Grundlage 
für die Vergleichbarkeit der erbrachten 
Dienstleistungen insbesondere 
hinsichtlich Zugänglichkeit, Stetigkeit 
und Umfang sowie der Qualifikation und 
der Arbeitsbedingungen des 
eingesetzten Personals.“ 

48  

 
 

 
Antrag 48 
BE Weser-Ems; Z. 375:  
Weil sich die Folgen von Armut, 
prekärer Erwerbsarbeit und 
Erwerbslosigkeit im Lebensverlauf 
gerade im Alter zeigen, ist es Aufgabe 
der Politik, Ungleichheiten zu verringern. 
  

 
Antrag 48 
Annahme 

  

                                                           
1
 Dieser von der EU-Kommission beschlossene Rahmen definiert europaweit die Standards von Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse, 

nicht wirtschaftlichen Dienstleistungen und Sozialdienstleistungen von allgemeinem Interesse (https://ec.europa.eu/info/topics/single-market/services-general-
interest_de - 19.06.2019). 

https://ec.europa.eu/info/topics/single-market/services-general-interest_de
https://ec.europa.eu/info/topics/single-market/services-general-interest_de
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Antrag 49 
BE Westliches-Westfalen; Z. 382f. 
Bürger*innen und lokale Akteure sind 
einzubeziehen, sektorenübergreifende, 
an den Bedürfnissen der Menschen 
orientierte, Kooperationen sind 
herzustellen.  
 

 
Antrag 49 
Ablehnung, siehe Z. 340 ff. gilt 
für alle Fachkapitel.  

50  
 

 

 
Antrag 50 
BE Rheinland; Ergänzung ab Z. 394 
Zur weiteren Finanzierung der 
Altersrenten ist von den Betrieben eine 
Abgabe zu leisten, die sich an der 
„Wertschöpfung“ der einzelnen 
Unternehmen orientiert. Grundlage ist 
der Umsatz eines Unternehmens im 
Verhältnis zur Beschäftigtenzahl und der 
Lohnsumme.  

 
Antrag 50 
Ablehnung, Anregung: 
Antragsstellung zur BuKo 2020 
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Antrag 51A 
BE Weser-Ems; Z. 396f. 
Wer im Alter von Armut betroffen ist, hat 
aus unterschiedlichen Gründen meist 
Lücken in der Erwerbsbiografie und 
Altersabsicherung.  
 

 
Antrag 51A 
Ablehnung 

 
Antrag 51B 
BE Westliches-Westfalen; Z. 397 
Zu viele können diese Lücken nicht 
durch […].  
 
 
 

 
Antrag 51B 
Annahme 

Antrag 51C 
BE Hannover Z. 399f 
Für Geringverdienende fordern wir vor 
allem Rentenfreibeträge in der 
GrundsicherungWir fordern eine 
Grundrente ohne Bedürftigkeitsprüfung, 
die die Lebensleistung der*des 
Einzelnen honoriert. 
 

Antrag 51C 
Annahme in der Fassung der 
Antragskommission: 
 
Für Geringverdienende fordern 
wir eine bessere Absicherung bei 
der Rente und Rentenfreibeträge 
in der Grundsicherung. 
 

Antrag 51D 
BE Weser Ems; Z.399ff. 
Für Geringverdienende fordern wir vor 
allem Einkommens- und 
Rentenfreibeträge in der 
Grundsicherung. Für Bezieher*innen 
von Transfereinkünften und 
Geringverdiener*innen fordern wir 
Anrechnungszeiten in der 
Rentenversicherung.  
 

Antrag 51D 
Erledigt mit Annahme Antrag 
51C  
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Antrag 51E 
BE Weser-Ems; Z.400ff 
Sowohl am Arbeitsmarkt als auch in der 
Rentenpolitik muss in Form von 
beitragsfreien Anrechnungszeiten 
gewährleistet sein, dass insbesondere 
Frauen vor Altersarmut infolge privater 
Sorgearbeit besser geschützt werden.  
 

Antrag 51E 
Erledigt mit Annahme Antrag 
51C.  

Antrag 51F 
BE Westliches-Westfalen; Z. 400ff. 
Sowohl am Arbeitsmarkt als auch in der 
Rentenpolitik muss gewährleistet sein, 
dass insbesondere Frauen und 
Alleinerziehende vor Altersarmut infolge 
privater, unbezahlter Sorgearbeit besser 
geschützt werden.  
 

Antrag 51F 
Ablehnung, vgl. Definition von 
Sorgearbeit im Glossar Z. 1193. 
 

52  

 
 
 

  

53  

 

 

 
Antrag 53 
BE Weser-Ems; Ergänzung nach Z.412  
„Wir unterstützen freiwillige, 
rentensteigernde Modelle der 
Weiterarbeit nach Eintritt des 
Renteneintrittsalters als Instrument 
gegen den Fachkräftemangel.“ 
 
 

 
Antrag 53 
Ablehnung, Antragskommission 
verweist auf Z. 409f. , 386f. 
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Antrag 54 
BE Westliches-Westfalen; Z. 416ff. 
Der Anstieg atypischer und prekärer 
Arbeit, der digitale Wandel und 
gewandelte Erwartungen der 
Arbeitnehmer*innen erfordern von uns 
einen starken Einsatz für ihre Rechte. 
Wir stellen uns den Herausforderungen 
des digitalen Wandels und der 
gewandelten Erwartungen der 
Arbeitnehmer*innen und entwickeln 
Lösungen, die die soziale und berufliche 
Teilhabe sicherstellen. Der Anstieg 
atypischer und prekärer Arbeit erfordert 
von uns einen starken Einsatz für ihre 
Rechte 
 
 

 
Antrag 54 
Ablehnung 

55  

 
 
 

 
Antrag 55A 
BE Weser-Ems; Z. 421 
Das Recht auf Weiterbildung und 
Qualifikation […].  

 
Antrag 55A 
Ablehnung, zu weitgehende 
Forderung an dieser Stelle. 
 

 Antrag 55B 
Redaktionelle Änderung der 
Antragskommission:  
Z. 421: Weiterbildung und 
Qualifizierungkation sowie die 
Vereinbarkeit von Arbeit mit privater 
Sorgearbeit müssen im Interesse der 
Arbeitnehmer*innen gestaltet 
werden.  
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Antrag 56A 
BE Weser-Ems; Z. 424 
Soziale Arbeit im sozialen Bereich: 
unsere Kernaufgabe  
 

  
Antrag 56A 
Ablehnung, siehe Definition 
Soziale Arbeit im Glossar Z. 1201 

Antrag 56B 
BE Westliches-Westfalen; Z. 430f. 
Wir fordern höhere Löhne und 
Personalschlüssel, allgemein gültige 
Tarifverträge und geringere 
Arbeitsbelastung sowie Nachhaltigkeit.  
 

Antrag 56B 
Ablehnung 

Antrag 56 C 
Ergänzung nach Z. 431 Hannover: 
Digitales Arbeiten bedeutet partizipativ 
zu arbeiten und findet auf Augenhöhe 
statt. Die AWO muss sich fragen, 
welche Chancen und 
Herausforderungen bestehen für die 
Zielgruppen und Arbeitsfelder der AWO. 
Zugleich beinhaltet Digitalisierung 
Risiken sozialer Spaltung.  Die AWO 
setzt sich zum Ziel die Digitalisierung 
sozial und teilhabeorientiert 
mitzugestalten und den 
gesellschaftlichen Zusammenhalt in 
Zeiten der Digitalisierung zu stärken. 
Dazu muss die AWO in ihren 
Einrichtungen, Angeboten und 
Arbeitsweisen die digitalen 
Möglichkeiten kompetent, 
dienstleistungsorientiert und sicher 
nutzen. Keine Fachkraft in der 
Sozialwirtschaft darf ihren Arbeitsplatz 
verlieren. Digitalisierung wird als 
Unterstützung der Fachkräfte 
verstanden. 

Antrag 56C  
Annahme in Fassung der 
Antragskommission, 
Ergänzung nach Z. 431:  
 
Die Möglichkeiten der 
Digitalisierung sind im Hinblick 
auf Mitarbeiter*innen und 
Klient*innen kompetent, 
dienstleistungsorientiert und 
sicher zu nutzen.  
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Antrag 57A 
BE Westliches-Westfalen; Z.433ff.  
Durch die Digitalisierung entstehen neue 
Formen von Arbeit und Beschäftigung. 
Doch auch wenn die Vermischung von 
Berufs- und Privatleben weiter 
zunehmen, dürfen Ddie Chancen der 
Digitalisierung dürfen nicht zu 
verschlechterten Arbeitsbedingungen 
führen. Sie bietet neue Impulse für das 
Arbeits- und Familienleben und 
Unternehmensprozesse und zieht 
veränderte Ansprüche nach sich. Wir 
fördern flexible und agile Arbeitsformen 
und setzen uns gleichzeitig für wie einer 
ständigen Erreichbarkeit führen. 
Arbeitnehmer*innen haben das Recht 
auf Freizeit und Trennung von Arbeit 
und Leben. Wo Arbeit über Clouds und 
Plattformen organisiert wird, braucht es 
Regeln und Absicherung zum Schutz 
neuer Erwerbsformen ein. Es gilt, die 
gleichen gesetzlichen Regelungen 
bindend zu machen wie sie bei 
niedergelassenen Anbietern gelten.  

 
Antrag 57A 
Ablehnung 
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Antrag 57B 
BE Niederrhein; Veränderungen ab Z. 
432ff.  
Durch die Digitalisierung entstehen neue 
Formen von Arbeit und Beschäftigung. 
Die Chancen der Digitalisierung dürfen 
nicht zu verschlechterten 
Arbeitsbedingungen wie einer ständigen 
Erreichbarkeit führen. 
Arbeitnehmer*innen haben das Recht 
auf Freizeit und Trennung von Arbeit 
und Leben.  Wo Arbeit beispielsweise 
über Clouds und Plattformen organisiert  
wird, braucht es Regeln und 
Absicherung  zum Schutz neuer 
Erwerbsformen der Menschen. Hierbei 
gilt: Es müssen die gleichen 
gesetzlichen Regelungen für alle 
Formen von Arbeit gelten. Der Nutzen 
für den Einzelnen und die Gesellschaft 
soll dabei im Vordergrund stehen und 
muss mit den möglichen Risiken 
abgewogen werden. Wir müssen lernen, 
die Möglichkeiten digitaler Technologien 
nicht nur aus dem Blickwinkel des 
wirtschaftlichen Wettbewerbs zu sehen, 
sondern als Werkzeug zu einem guten 
Gesellschaftsmodell.“  

 

Antrag 57B 
Ablehnung 
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Antrag 57C 
BE Hannover; Ergänzung ab Z. 438 
„Digitales Arbeiten bedeutet partizipativ 
zu arbeiten und findet auf Augenhöhe 
statt. Die AWO muss sich fragen, 
welche Chancen und 
Herausforderungen bestehen für die 
Zielgruppen und Arbeitsfelder der AWO.  
Zugleich beinhaltet Digitalisierung 
Risiken sozialer Spaltung.  Die AWO 
setzt sich zum Ziel die Digitalisierung 
sozial und teilhabeorientiert 
mitzugestalten und den 
gesellschaftlichen Zusammenhalt in 
Zeiten der Digitalisierung zu stärken. 
Dazu muss die AWO in ihren 
Einrichtungen, Angeboten und 
Arbeitsweisen die digitalen 
Möglichkeiten kompetent, 
dienstleistungsorientiert und sicher 
nutzen. Keine Fachkraft in der 
Sozialwirtschaft darf ihren Arbeitsplatz 
verlieren. Digitalisierung wird als 
Unterstützung der Fachkräfte 
verstanden.“ 

 

Antrag 57C 
Annahme in der Form der 
Antragskommission ab Z. 272.   

Antrag 57D 
BE Niederrhein; Ergänzung ab Z. 438 ff.  
Die Grundvoraussetzung für digitale 
Teilhabe ist die technische Ausstattung. 
Mangelt es dem einzelnen an 
Anschluss, Netz, Endgerät und Software 
findet eine Exklusion der Menschen statt 
– die vollständige Teilhabe aller 
Menschen wird nicht umgesetzt. Dies ist 
nicht nur für den einzelnen eine 
Gerechtigkeitslücke, sondern birgt für 
ohnehin schon oft benachteiligte 
Gruppen zusätzliche Ausschlüsse. Der 

Antrag 57D 
Annahme in der Form der 
Antragskommission ab Z. 272.  
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Faktor Zeit verschärft das Problem: Wer 
heute ausgeschlossen ist, läuft Gefahr 
den Anschluss in der Zukunft zu 
verlieren.  
Die Digitalisierung verändert 
Innovationen. Häufig bilden Daten die 
Grundlage für digitale Prozesse. Gut 
aufbereitete Daten schaffen 
Transparenz und Vertrauen – allerdings 
nur für jene, die Zugriff haben und mit 
Daten umzugehen wissen. 
Entsprechend sind die 
gemeinwohlorientierte Nutzung und 
Bereitstellung von Daten und 
Algorithmen eine 
gesamtgesellschaftliche Aufgabe. Sie 
müssen transparent und auf den Werten 
der Gesellschaft operieren. Diese im 
Hintergrund automatisch operierenden 
Abläufe unterliegen dabei den gleichen 
Anforderungen wie real stattfindende 
Prozesse. 
Das große Ganze darf im Prozess der 
Digitalisierung nicht aus den Augen 
verloren werden. Wir wollen eigene 
Visionen gestalten, Diskursräume 
ermöglichen, technologische 
Entwicklungen abwägen und unsere 
Positionen politisch und digital 
einbringen.  
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Antrag 58 
BE Westliches-Westfalen; Z. 445f. 
Wer langfristig keinen Anschluss an den 
Arbeitsmarkt findet, braucht einen 
sozialen Arbeitsmarkt – Qualifizierung, 
Coaching oder Begleitung und 
Lohnkostenzuschüsse sind notwendig.  
 

 
Antrag 58 
Annahme 

59  

 
 

  

  



38 
 

60  

 
 

Antrag 60 A 
LV Bremen; Ergänzung ab 462 
„Eine Grundsicherung der Zukunft 
bedeutet für uns auch, dass ein 
Grundsicherungskonzept stets den 
gesellschaftlichen Entwicklungen und 
Herausforderungen Rechnung tragen 
muss. Unter diesem Maßstab 
diskutieren wir innerverbandlich 
Weiterentwicklungen und mögliche 
Alternativmodelle zum bestehenden 
Grundsicherungssystem und stoßen 
gesellschaftliche Debatten dazu an.“ 
 

Antrag 60A 
Ablehnung und Verweis auf 
Antrag 60B. 

Antrag 60 B:  
LV Bremen, siehe ergänzende 
Unterlagen:  
Der Bundesvorstand wird aufgefordert, 
spätestens bis zur Bundeskonferenz 
2020 ein auf unseren Grundwerten 
basierendes AWO 
Grundeinkommenskonzept zu 
erarbeiten und vorzulegen.  

Antrag 60B:  
Ablehnung, Antrag wird an das 
Präsidium verwiesen.  
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Antrag 61A 
BE Westliches-Westfalen; Z. 465f. 
Bildung ermöglicht ein selbstbestimmtes 
Leben und bildet die Grundlage für 
Teilhabe und Chancengerechtigkeit und 
, um gesellschaftliche sowie politische 
Prozesse mitzugestalten. 

Antrag 61A 
Ablehnung 

Antrag 61B 
BE Hannover; Ergänzung nach 469: 
Das pädagogische Potenzial digitaler 
Medien muss für das Lernen nutzbar 
gemacht werden. Digitale Medien bieten 
die Chance, Inhalte multimedial 
aufzuarbeiten, neue Zugänge zu 
Lerninhalten zu ermöglichen und 
Informationen miteinander zu vernetzen. 
Lernende müssen gefördert werden, 
sich aber auch kritisch mit den digitalen 
Medien auseinander zu setzen und eine 
selbstständige Medienkompetenz zu 
entwickeln. Allen Lernenden muss ein 
Zugang zu den neuen Medien 
ermöglicht werden. 
 

Antrag 61B 
Ablehnung 
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Antrag 62 
BE Weser-Ems; Z. 479 
Wir sind überzeugt, dass die Vermittlung 
interkultureller, sozialer, digitaler und 
demokratischer und ökologischer 
Kompetenzen notwendige Inhalte […]. 

 
Antrag 62 
Annahme in der Fassung der 
Antragskommission 
Wir sind überzeugt, dass die 
Vermittlung interkultureller, 
sozialer, demokratischer, digitaler 
und ökologischer Kompetenzen 
notwendige Inhalte von Bildung 
sind. 
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Antrag 65A 
BE Weser-Ems; Z.501f. 
Sie leisten einen zentralen Beitrag zur 
Chancengerechtigkeit, zur verbesserten 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf und 
zur Integration und Inklusion.  
 

 
Antrag 65A 
Annahme in der Fassung der 
Antragskommission: 
Sie leisten einen zentralen 
Beitrag zur Chancengleichheit, 
zur verbesserten Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf und zur 
Inklusion.  
 

 Antrag 65B 
Redaktionelle Änderung der 
Antragskommission:  
Z. 501: Sie leisten einen zentralen 
Beitrag zur Chancengleichheit-
erechtigkeit, zur verbesserten 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
und zur Integration. 
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Antrag 66A 
BE Weser-Ems; Z.505 
Die gebundene Ganztagsschule […].  
 

 
Antrag 66A 
Ablehnung, vgl. Z. 508f. 

Antrag 66B 
BE Westliches-Westfalen; Z. 508f. 
Sie setzt erleichtert eine enge 
Zusammenarbeit von Jugendhilfe und 
Schule voraus, sichert Übergänge im 
Bildungsverlauf und schafft am besten 
Chancengleichheit für alle jungen 
Menschen.  
 

Antrag 66B 
Annahme 
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Antrag 67A 
BE Westliches-Westfalen; Z. 514ff. 
Vor dem Hintergrund der hohen 
Abbruchzahlen bei Übergängen 
zwischen den Bildungsinstitutionen 
bietet die Jugendsozialarbeit eine 
sozialpädagogische Unterstützung, die 
auch im Übergang von der Schule in 
den Beruf wirkt.  
 

 
Antrag 67A 
Ablehnung, weil die 
ursprüngliche Formulierung 
weitergehend ist. 

Antrag 67B 
BE Westliches-Westfalen; Ergänzung 
nach Z. 519:  
[…] vernetzen und in ein kommunal 
abgestimmtes Übergangssystem 
einbinden. Insbesondere für junge 
Menschen mit individuellen 
Beeinträchtigungen und/oder sozialen 
Benachteiligungen setzen wir uns für die 
Verstetigung individueller und 
nachhaltiger Angebote ein.  

Antrag 67B 
Ablehnung 
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Antrag 69 
BE Niederrhein; Ergänzung ab Z. 532 
Wir respektieren unsere Mitglieder als 
Unterstützer unseres Verbandes. Diese 
Unterstützung geschieht einerseits 
finanziell durch den Mitgliedsbeitrag, 
aber auch durch das Bekenntnis zu den 
Werten unseres Verbandes. Für 
einzelne Menschen kann die reine 
Mitgliedschaft eine Möglichkeit sein, 
ihren Beitrag zum gesellschaftlichen 
Gemeinwohl zu leisten. 
 

 
Antrag 69 
Ablehnung, Aussage stärker 
enthalten in Z. 197ff. 
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Antrag 70 
BE Westliches-Westfalen; Z. 533f. 
Engagement führt zu Begegnungen und 
zum Kennenlernen von 
unterschiedlichen Menschen, schärft 
das Verständnis für die Rechte und 
Bedarfe der Mitbürger*innen und stiftet 
sozialen Zusammenhalt.  
 

 
Antrag 70 
Annahme 

  



43 
 

71  
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Antrag 73A 
BE Westliches-Westfalen; Z. 553ff. 
[…] benötigen sie spezifische Zugänge 
zum Engagement. Soweit möglich 
richten wir eigene Agenturen zur 
Vermittlung von Engagement ein und 
beteiligen uns daran. 
Engagementförderung darf 
Ungleichheiten [….].  
 

 
Antrag 73A 
Annahme, aber Einfügung 
erfolgt nach Z. 1104 

Antrag 73B 
BE Weser-Ems; Z.556 
Die Eingliederungshilfe muss auch für 
Menschen mit Behinderungen die 
Teilhabe am Engagement 
ermöglicheninklusiv gestalten.  

Antrag 73B 
Annahme 
 
 
 
 

 Antrag 73C 

Redaktionelle Änderung der 
Antragskommission:  
Z. 554f: Engagementförderung darf 
Ungleichheiten nicht verstärken, 
sondern sollte gerade auch 
Menschen in sozial 
schwachenprekären Lebenslagen 
und die Gleichstellung aller 
Geschlechter fördern. 
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Antrag 76 
BE Weser-Ems; Z. 572ff 
Vor dem Hintergrund geringer Renten 
und sinkender Reallöhne setzen wir uns 
für sozial- und arbeitsmarktpolitische 
Lösungen sozialer Probleme ein. Eine 
Existenzsicherung durch Vergütungen 
im Bürgerschaftlichen Engagement 
entspricht weder dessen Charakter noch 
ist sie moralisch vertretbar. Damit 
ehrenamtliches Engagement nicht als 
notwendige Einnahmequelle missdeutet 
wird, setzen wir uns für auskömmliche 
und steigende Löhne und eine dadurch 
gut ausgestattete Altersabsicherung 
durch die gesetzliche und betriebliche 
Rente ein.  
 

 
Antrag 76 
Annahme in der Fassung der 
Antragskommission: 
 
Zugleich ist Engagement seinem 
Wesen nach unentgeltlich und 
darf nur gegen eine 
angemessene und transparente 
Aufwandsentschädigung 
erfolgen. Damit ehrenamtliches 
Engagement nicht als 
notwendige Einnahmequelle 
missdeutet wird, setzen wir uns 
für auskömmliche und steigende 
Löhne und eine dadurch gut 
ausgestattete Altersabsicherung 
durch die gesetzliche und 
betriebliche Rente ein. Eine 
Existenzsicherung durch 
Vergütungen im 
Bürgerschaftlichen Engagement 
entspricht weder dessen 
Charakter noch ist sie moralisch 
vertretbar. 
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Antrag 77 
BE Weser-Ems; Ergänzung nach Z. 580 
„Innerhalb der EU müssen 
Wanderungsbewegungen aufgrund von 
Armut und Diskriminierung durch 
begleitete Anpassungshilfen abgefedert 
werden.“ 
 

 
Antrag 77 
Ablehnung, Anregung: 
Antragsstellung zur BuKo 2020. 
 

78  

 
 

 
Antrag 78 
BE Westliches-Westfalen; Z. 581ff. 
Wir werden weiterhin Einwander*innen 
unterstützen und begleiten sowie 
Strukturen und Haltungen in der 
Gesellschaft bekämpfen, die dem 
Grundrecht eines jeden Menschen auf 
ihrer freien Entfaltung entgegenstehen.  
 

 
Antrag 78 
Annahme 

79  

 
 

 
Antrag 79 
BE Westliches-Westfalen; Z. 587 
Durch ein zukunftsorientiertes 
Einwanderungsrechtgesetz wird auch 
das Asylrecht geschützt.  
 

 
Antrag 79 
Annahme 
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Antrag 81 
BE Weser-Ems; Z. 602f. 
Wir machen uns stark für Initiativen und 
migrationsspezifische Maßnahmen, die 
Einwander*innen an gesellschaftlichen 
Mitbestimmung und gleichwertige 
Beteiligung am Arbeitsmarkt 
gewährleisten Ressourcen teilhaben 
lassen.  
 

 
Antrag 81 
Ablehnung, ist eine 
Einschränkung der Aussage.  

82  

 
 

 
Antrag 82 
BE Westliches-Westfalen; Z. 607f. 
Im Bewusstsein der Leistung der 
jeglicher Einwander*ungspionier*innen 
sind wir überzeugt, dass die 
Einbürgerung unter Mehrstaatlichkeit 
Vertrauen schafft und das 
Zugehörigkeitsgefühl zum Land 
verstärkt.  
 

 
Antrag 82 
Ablehnung, die Aussage zielt 
hier bewusst auf die ersten 
Einwander*innen. 
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Antrag 83A 
BE Rheinland; Z. 612f. 
Wir treten für eine solidarische nationale 
wie europäische Flüchtlingspolitik Politik 
für Geflüchtete ein, die Respekt vor der 
Würde und dem Recht geflüchteter 
Menschen hat.  
 

 
Antrag 83A 
Annahme 

Antrag 83B 
BE Westliches-Westfalen; Z. 616ff 
Um Für die Teilhabe an der Gesellschaft 
teil zu haben, brauchen sie den 
gleichenist ein uneingeschränkter 
Zugang zu Bildung, Ausbildung, Arbeit 
und zur Gesundheitsversorgung ohne 
Ausnahme zu ermöglichen.  
 

Antrag 83B 
Annahme in der Fassung der 
Antragskommission:  
Für die Teilhabe an der 
Gesellschaft ist ein 
uneingeschränkter Zugang zu 
Bildung, Ausbildung, Arbeit und 
zur Gesundheitsversorgung zu 
ermöglichen.  
 

84  

 

 
Antrag 84 
BE Rheinland; Z. 620 
[…] Einwanderungsgesellschaft 
Gesellschaft […]  

 
Antrag 84 
Ablehnung, hier geht es explizit 
um die 
Einwanderungsgesellschaft 
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Antrag 85A 
BE Rheinland; Z. 620 
[…] Einwanderungsgesellschaft 
Gesellschaft […]  
 

 
Antrag 85A 
Ablehnung, siehe Antrag 84 

Antrag 85B 
BE Hannover Z. 627f. 
In unserer Einwanderungsgesellschaft 
muss jede Form von Feindlichkeit, 
Diskriminierung, RechtsEextremismus 
und Rassismus gegen Menschen und 
Gruppen bekämpft werden.  
 
 

Antrag 85B 
Ablehnung, es geht hier um jede 
Form von Extremismus. 

Antrag 85C 
BE Westliches-Westfalen; Z. 628ff. 
Als Gesellschaft  müssen wir uns mit 
ausgrenzenden Strukturen und 
Vorurteilen kritisch auseinandersetzen 
und diese überwinden. Andernfalls wird 
hierdurch Sie verfestigen und befördern 
Rassismus befördert und verfestigt. 
 

Antrag 85C 
Annahme 

86  

 

 
Antrag 86 
BE Westliches-Westfalen; Ergänzung ab 
Z. 643:  
„Durch die Beteiligung an europäischen 
Programmen, Partnerschaften im 
ehrenamtlichen Bereich und Austausch 
der Mitarbeitenden stärken wir den 
europäischen Gedanken im Verband.“ 
 

 
Antrag 86 
Annahme 
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Antrag 87 
LV Bremen; Z.645ff. 
Die starke Stellung des europäischen 
Rates ist für uns nicht tragbar.  Es 
braucht eine weitere Demokratisierung 
der Europäischen Institutionen und 
Verfahren mit einem starkesn 
Europäisches Parlament, transparente 
politische Entscheidungen sowie einedie 
Beteiligung der Bürger*innen.  
 

 
Antrag 87 
Annahme 
 
 
 
 
 
 
 

 Redaktionelle Änderung der 
Antragskommission: 
Z. 648: Die Zivilgesellschaft ist als 
politischer Akteurin in die weitere 
Ausgestaltung der Europäischen 
Union einzubeziehen.  
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Antrag 88A 
BE Westliches-Westfalen; Z. 653f. 
Hierfür braucht es einen kontinuierlichen 
strukturellen und finanziellen Ausgleich 
zwischen den unterschiedlichen 
Regionen, die auch in ihren 
Mitwirkungsmöglichkeiten in Brüssel und 
Straßburg gestärkt werden müssen.  
 

 
Antrag 88A 
Ablehnung 

Antrag 88B 
BE Braunschweig; Ergänzung ab 
Z. 654:  
„Wir stehen zu einer Kohäsionspolitik, 
die zu einer europaweiten 
Aufwärtskonvergenz führt. Hierbei 
machen wir uns stark für die Einführung 
einer EU-weiten 
Finanztransaktionssteuer oder einer 
anderen EU-weiten erhobenen Steuer. 
Die dadurch generierten Mittel sollten 
zur Bekämpfung von Ungleichheit und 
für soziale Investitionen genutzt werden.  
 
Dabei müssen europäische 
Förderprogramme auch inklusive 
Ansätze beinhalten. Die Zivilgesellschaft 
(ziviler Dialog) muss bei der Erstellung 
der Programme beteiligt werden und der 
Grundsatz des Partnerschaftsprinzips 
muss in allen europäischen 
Mitgliedstaaten gelebt werden.“ 
 

Antrag 88B 
Ablehnung, zu detailliert für ein 
Grundsatzprogramm. Anregung: 
Antragsstellung zur BuKo 2020.  
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Antrag 90 
BE Braunschweig; Ergänzung neues 
Unterkapitel ab Z. 665 
„Jugendgarantie 
Die Initiative einer europäischen 
Jugendgarantie muss dauerhaft 
umgesetzt werden, um langfristig allen 
Jugendlichen in Europa die gleichen 
Chancen auf Bildung und Beschäftigung 
zu garantieren.“ 
 

 
Antrag 90 
Annahme in Fassung der 
Antragskommission 
 
Ergänzung ab Z. 664 
Allen Jugendlichen in Europa 
müssen die gleichen Chancen 
auf Bildung und Beschäftigung 
garantiert werden. 

91  

 
 

  

  



53 
 

92  

 

Antrag 92A 
BE Westliches-Westfalen; Z. 674f. 
Bei dessen Ausgestaltung dürfen 
monetäre Marktprinzipien nicht einseitig 
handlungsleitend sein. Für uns stehen 
die Bedürfnisse der Menschen im 
Vordergrund. 
 

Antrag 92A 
Ablehnung, siehe Z. 340 ff. 

Antrag 92B 
BE Hannover; Ergänzung ab Z. 672:  
„Soziale Dienstleistungen sind eine 
tragende Säule unserer Gesellschaft, 
deshalb benötigen sie eine stabile und 
nachhaltige Finanzierung. Soziale 
Daseinsvorsorge muss über eine 
staatliche Beihilfe auskömmlich 
finanziert werden. Gleichzeitig stellt sich 
die AWO einem transparenten und 
fairen Wettbewerb zwischen den 
Anbietern. Die bürokratischen Hürden 
gilt es weiter abzubauen und 
Rechtssicherheit für alle Beteiligten zu 
schaffen.“   
 

Antrag 92B 
Ablehnung, Aussage im Text 
enthalten. 

Antrag 92C 
BE Westliches-Westfalen: Ergänzung ab 
Z. 678  
„Kernbereiche der sozialen 
Daseinsvorsorge unterliegen daher den 
hohen Anforderungen der Subsidiarität 
und besonderer Vergabeverfahren. Die 
Leistungsvergabe muss an 
tarifgebundene Arbeitgeber erfolgen.“ 
 

Antrag 92C 
Annahme in Fassung der 
Antragskommission:  
Z. 676 wie folgt:  
Wir setzen uns für 
Rahmenbedingungen ein, die 
eine europarechtskonforme und 
werteorientierte Erbringung 
gemeinnütziger und 
gemeinwohlorientierter 
Dienstleistungen durch 
tarifgebundene 
Arbeitgeber*innen gewährleisten.  
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Antrag 94 
BE Rheinland; Ergänzung; Neuer 
Absatz nach Z. 691: 
 
Für ein offenes Europa 
 
Europa ist ein Ort des Friedens und des 
Wohlstandes. Hieraus entsteht eine 
Verpflichtung gegenüber den Menschen, 
die von Krieg, Hunger und Verfolgung 
bedroht sind. Besonders weil unser 
Wohlstand oft zu ihren Lasten besteht. 
Europa darf sich nicht gegenüber 
Menschen auf der Flucht abschotten. 
Ein solidarischer Umgang und eine 
Unterstützung dieser Menschen muss 
auf europäischer Ebene organisiert 
werden. Kein Mitgliedsstaat der 
Europäischen Union darf sich dieser 
Verantwortung entziehen. Die private 
Seenotrettung muss unterstützt und 
nicht blockiert, verhindert oder 
kriminalisiert werden. Offene 
Fluchtwege nach Europa sind zu 
schaffen. 
 

Antrag 94 
Ablehnung, Anregung: 
Antragsstellung zur BuKo 2020 
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Antrag 95 
BE Hannover Z. 694f. 
Familie ist dort, wo Menschen dauerhaft 
füreinander Verantwortung übernehmen 
[…].  

 
Antrag 95 
Ablehnung 
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Antrag 97 
BE Weser-Ems Ergänzung nach Z. 711 

„Kinder haben einen eigenen 
Rechtsanspruch auf ein kulturelles und 
wirtschaftliches Existenzminimum. 
Dieser muss durch eine für alle Kinder 
zustehende einheitliche 
Kindergrundsicherung umgesetzt 
werden.“ 

 

 
Antrag 97 
Ablehnung, die Forderung findet 
sich in Z. 899. 
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Antrag 99 
BE Rheinland; Z. 718 
Zeitpolitik im Blick für Familien  

 
Antrag 99 
Ablehnung, Zeitpolitik ist ein 
Fachbegriff, auf den gezielt 
Bezug genommen wird.  
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Antrag 100A 
BE Niederrhein; Z. 725 
Das Verhältnis von Erwerbsarbeit zu 
Familie und Geschlechterrollen wandelt 
sich.  Die Geschlechterrollen 
flexibilisieren sich zusehends, sodass 
Frauen und Männer geänderte 
Anforderungen an die Vereinbarkeit von 
Beruf und Familie stellen.  
 

 
Antrag 100A 
Ablehnung 

Antrag 100B 
BE Westliches-Westfalen; Z. 726f. 
Wir streiten für eine politische, 
gesellschaftliche und 
geschlechtergerechte Neuorganisation 
und Aufwertung der Sorgearbeit, die 
selbstbestimmte Entscheidungen über 
die Verwirklichung von Sorgearbeit 
ermöglicht. 
 

Antrag 100B 
Ablehnung, Gedanken enthalten 
in Z. 729. 

Antrag 100C 
BE Hannover möchte nach Z. 731  
das Kapitel 10 Kindheit und Jugend 
einsetzen. 

Antrag 100C 
Ablehnung, die Auflistung der 
Fachthemen ist alphabetisch. 
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Antrag 101A 
BE Weser-Ems; Z. 733 
Seit unserer Gründung streiten wir für 
eine umfassende Gleichstellung von 
Frauen und Männernaller Geschlechter.  
 

 
Antrag 101A 
Ablehnung, das ist historisch 
nicht der Fall gewesen. 
Anfänglich ging es nur um die 
Gleichstellung von Frau und 
Mann.  

Antrag 101B 
BE Niederrhein; Z. 734f. 
Sie ist erst erreicht, wenn alle Menschen 
frei sind, ihre Lebensentwürfe 
unabhängig von ihrem Geschlecht und 
ihrer sexuellen Identität und 
Orientierung zu verwirklichen.  
 

Antrag 101B 
Annahme 
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Antrag 103A 
BE Westliches-Westfalen; Z. 742 
Wir fordern eine Politik, die Frauen eine 
uneingeschränkte Erwerbs- und 
Bildungsbeteiligung ermöglicht.  
 

 
Antrag 103A 
Ablehnung, es geht hier explizit 
um Erwerbsarbeit.  

Antrag 103B 
BE Niederrhein; Z. 742ff. 
Wir fordern eine Politik, die Frauen eine 
uneingeschränkte Erwerbsbeteiligung 
ermöglicht. Wir setzen uns für 
Lohngerechtigkeit ein, die den 
Lohnunterschied zwischen Frauen und 
Männern bei gleicher Qualifikation 
abbaut aufhebt.  
 

Antrag 103B 
Annahme 

Antrag 103C 
BE Rheinland; Ergänzung nach Z. 747  
„Die strukturell schlechtere Bezahlung 
von Berufen, die traditionell mehrheitlich 
von Frauen ergriffen werden, ist zu 
beseitigen.“ 
 

Antrag 103C 
Annahme 

104  

 
 

 
Antrag 104A 
BE Hannover; Ergänzung vor Z. 749 
„Der Schutz vor häuslicher Gewalt ist 
eine gesellschaftliche Aufgabe.“ 
 

 
Antrag 104A 
Annahme unter gleichzeitiger 
Änderung der Überschrift in 
„Schutz vor häuslicher Gewalt“ 
 

Antrag 104B 
BE Westliches-Westfalen; Ergänzung 
Z. 750 
Frauen und deren Kinder, die von 
Gewalt betroffen sind, brauchen einen 
Rechtsanspruch auf Schutz und Hilfe. 
Dieses Recht auf Schutz steht auch 
Menschen, die sich als homo-, trans- 
oder intersexuell verstehen zu  

Antrag 104B 
Erledigt durch Übernahme der 
Zeilen 754 und 755 nach Zeile 
768 als neuer Absatz.  
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Antrag 105A 
BE Baden; Z. 757 
Geschlechterspezifischen 
Ungleichbehandlungenheiten, 
Hierarchien […].  
 

 
Antrag 105A 
Annahme 

Antrag 105B 
BE Braunschweig; Ergänzung neues 
Unterkapitel ab 756 
„Frauenhaus 
 
Durch Erreichbarkeit (rund um die Uhr) 
und Unterbringung im Frauenhaus wird 
Frauen und ihren Kindern Schutz vor 
männlicher Gewalt und Gewalt im 
häuslichen Bereich gegeben. 
In diesem geschützten Raum ist Zeit zur 
Krisenintervention, zur Überwindung 
bzw. Bewältigung der gewaltgeprägten 
Lebenssituation. 
Hier können gemeinsam mit Frauen 
Informationen und Hilfen bei den 
notwendigen Aktivitäten zur sozialen, 
wirtschaftlichen und rechtlichen 
Absicherung gegeben und erarbeitet 
werden. 
Ebenso erfolgt die Begleitung und 
Unterstützung bei der weiteren 
Lebensplanung für sich und ihre Kinder.“ 
 

Antrag 105B 
Erledigt durch Annahme Antrag 
104A 
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Antrag 106A  
BE Hannover; Z. 766 
Wir befürworten das Recht auf 
Abtreibung und das Recht auf 
uneingeschränkte und freie Aufklärung 
und Information dazu.  
 
 

 
Antrag 106A 
Annahme 
 
Ergänzung ab Z. 768 aus 
Antrag 104 B:  
Das Recht auf körperliche 
Unversehrtheit beinhaltet das 
Recht auf Selbstbestimmung des 
Geschlechts von Inter- und 
Trans-Personen.  
 

Antrag 106B  
BE Rheinland; Z. 766 
Wir befürworten das Recht auf 
AbtreibungSchwangerschaftsabbruch.  

Antrag 106B 
Ablehnung, Abtreibung ist ein 
politischer Begriff. 
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Antrag 108A  
BE Weser-Ems; Ergänzung nach Z. 778 
„[…] teilzuhaben. Institutionen, die den 
Zugang zum Gesundheitssystem oder 
die Versorgung mit Dienstleistungen der 
Gesundheitsförderung erschweren (z.B. 
Zwei-Klassen-Medizin, DRG-System, 
Kammerprivilegien im 
Gesundheitsbereich), müssen daher 
fern von Marktelementen neu justiert 
werden. Ein gesundes […]“  
 

 
Antrag 108A 
Ablehnung, Gedanken in Z. 781 
und Z. 824ff. enthalten. 

Antrag 108B 
BE Weser-Ems; Z.781 
Es braucht einen wohnortnahen 
barrierefreien Zugang zu grundlegenden 
gesundheitlichen Leistungen für alle 
Menschen, unabhängig von ihrem 
Aufenthaltsstatus und ihren 
Beeinträchtigungen.  

Antrag 108B 
Annahme 
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Antrag 110A  
BE Westliches-Westfalen; Z. 797ff. 
Alle relevanten Akteure im 
Gesundheitswesen haben einen 
angemessenen finanziellen Beitrag zur 
Stärkung der Prävention zu leisten: 
Gefragt sind Bund, Länder, Kommunen, 
gesetzliche Krankenversicherung,  und 
die private Krankenversicherung und die 
Sozialversicherungsträger.  
 

 
Antrag 110A  
Annahme in der Fassung der 
Antragskommission: 
Gefragt sind neben den 
Sozialversicherungsträgern auch 
Bund, Länder, Kommunen, 
gesetzliche und private 
Krankenversicherung.  

Antrag 110B  
BE Braunschweig; Z. 797ff. 
Alle relevanten Akteure im 
Gesundheitswesen haben einen 
angemessenen finanziellen Beitrag zur 
Stärkung der Prävention zu leisten: 
Gefragt sind Bund, Länder, Kommunen 
und neben den gesetzlichen auch und 
die privaten Krankenversicherungen.  
 

Antrag 110B  
Erledigt durch Annahme 110A 

Antrag 110C  
BE Weser-Ems; Z.799ff. 
Um die Zunahme von psychischen 
Erkrankungen am Arbeitsplatz präventiv 
zu bekämpfen, fordern wir 
Mitspracherechte, Transparenz, 
Wertschätzung  und 
Handlungsspielräume von allen 
Arbeitgeber*innen.  
 

Antrag 110C 
Ablehnung, wir orientieren uns 
hier an der Sprachregelung des * 
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Antrag 115A 
BE Rheinland; Z. 839-841  
ersatzlos streichen 
 Maßstab hierfür sind die Bedarfe von 
Kindern und Jugendlichen unter 
Berücksichtigung der Lebens- und 
Arbeitsbedingungen ihrer 
Sorgeberechtigten.  
 

 
Antrag 115A 
Annahme 
 
 

Antrag 115B 
BE Niederrhein; Z. 841 
Die Teilhabe und Beteiligung in allen sie 
betreffenden Belangen ist zu fördern. 
Kinder und Jugendliche, die unter 
prekären Bedingungen aufwachsen, 
genießen unseren besonderen Schutz. 
Familiäres Wohlergehen und 
gesellschaftlicher Fortschritt bedingen 
sich in einem demokratischen 
Gemeinwesen wechselseitig.  
 

Antrag 115B 
Annahme in Fassung der 
Antragskommission 
 
Die Teilhabe und Beteiligung in 
allen sie betreffenden Belangen 
ist zu fördern. Kinder und 
Jugendliche, die unter prekären 
Bedingungen aufwachsen, 
genießen unsere besondere 
Unterstützung. Familiäres 
Wohlergehen […] 

  



66 
 

116  

 
 

 
Antrag 116 
BE Rheinland; Z. 848 
Das bedeutet, altersgerechte 
Beteiligungs- und 
Beschwerdemöglichkeiten einzurichten 
sowie ein Wahlrecht für Kinder und 
Jugendliche einzuführen.  

 
Antrag 116 
Ablehnung, mit dieser 
Formulierung wird auf eine 
Absage an das 
Familienwahlrecht abgezielt.  

117  
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Antrag 118 
BE Weser-Ems; Z. 859 
Deshalb sind inklusive Freiräume zu 
schaffen, die es Kindern […].  

 
Antrag 118 
Annahme 
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Antrag 122 
BE Westliches-Westfalen; Ergänzung ab 
Z. 880 
„In unseren Einrichtungen und 
Angeboten sorgen wir für einen sicheren 
Schutz von Kindern und Jugendlichen.“  
 
 

 
Antrag 122 
Annahme in der Fassung der 
Antragskommission nach 
Z. 1128. 
Zudem Gedanken enthalten in 
den Z. 879f. und Z. 347ff. 

123  

 
 

 
Antrag 123 
BE Niederrhein; Z. 881  
Gesundheitsförderung Aufwachsen im 
Wohlergehen  

 
Antrag 123 
Annahme 
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Antrag 125 
BE Westliches-Westfalen; Ergänzung 
Z. 900 
Die Beseitigung von Kinderarmut, die 
soziale und kulturelle Teilhabe sowie die 
bestmögliche Förderung aller Kinder ist 
unsere Aufgabe. Wir setzen uns für ein 
bedarfsdeckendes System der 
Kindergrundsicherung ein. Eine Welt 
ohne Kinderarmut ist unsere Vision.  
 

 
Antrag 125 
Annahme 
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Antrag 127A 
BE Weser-Ems; Ergänzung 
Unterkapitel in diesem Kapitel einführen  
 
„Sozialwohnungsmieter*innen 
Sozialmietwohnungen haben Bund, 
Länder und Gemeinden auf Dauer 
bedarfsgerecht ständig vorzuhalten. Die 
Entpflichtung aus Mietpreisbindung und 
Belegungsrechten im Zuge von 
Modernisierungen muss soweit es 
möglich ist, verhindert werden. Durch 
Mangel an ausreichenden 
Sozialmietwohnungen darf die 
Freizügigkeit der Bedarfsträger*innen 
nicht länger eingeschränkt werden.“ 
 

 
Antrag 127A 
Annahme in Form der 
Antragskommission und 
Einfügung ab Z. 276. 
 
  
 

Antrag 127B 
BE Weser-Ems; Z. 914ff. 
Mit einem unverstellten Blick auf die 
Situation dieser Menschen treten wir 
gegen Auffassungen in der Gesellschaft 
ein, dass es sich hierbei um 
Randgruppen, allein selbst verschuldete 
Schicksale oder Einzelfälle handelt.  
 

Antrag 127B 
Ablehnung 
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Antrag 128A 
BE Niederrhein; Z.921ff. 
Wir machen auf die sozialen 
Auswirkungen von Überschuldung 
aufmerksam, die Wohnungen, 
Arbeitsplätze und Beziehungen 
gefährdet, sowie die Teilhabechancen 
von Kindern und Jugendlichen in 
überschuldeten Haushalten massiv 
einschränkt. Wir beraten Menschen über 
ihre Rechte und Pflichten mit dem Ziel, 
eine Perspektive für den wirtschaftlichen 
Neuanfang und ein Leben ohne 
Schulden zu schaffen.  
 

 
Antrag 128A 
Annahme 

Antrag 128B 
BE Niederrhein; Ergänzung ab Z.924 
„Wir setzen uns für einen freien Zugang 
zu unabhängigen, kostenlosen und 
sozialen Schuldnerberatungsangeboten 
für alle Personen ein, ungeachtet ihrer 
aktuellen Einkommenssituation.“   
 

Antrag 128B 
Annahme 

Antrag 128C 
BE Westliches-Westfalen; Ergänzung ab 
Z. 924 
„Wir fordern die Aufklärungs- und 
Präventionsarbeit hier deutlich 
auszubauen.“ 
 

Antrag 128C 
Ablehnung, Gedanke in 921f. 
enthalten. 
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Antrag 129A 
BE Rheinland; Z. 925 
Straffälligen- sowie Opferhilfe  
 

 
Antrag 129A 
Ablehnung 

Antrag 129B 
BE Rheinland; Ergänzung nach Z. 930 
Neben den Straffälligen sind auch die 
Opfer zu unterstützen. Durch eine 
Straftat verlieren oft die Opfer ihre 
Gesundheit und somit auch ihre 
Lebensgrundlage. Bei dem mühevollen 
Weg durch die Instanzen sind sie oft auf 
sich alleine gestellt. Hier sind Hilfen über 
das normale Maß der sozialen 
Absicherung notwendig. 
 

Antrag 129B 
Annahme in Fassung der 
Antragskommission,  
Einfügen nach Z. 930 
 
Opferhilfe (Überschrift) 
 
Der Schutz der Opfer von 
Straftaten ist für uns eine 
wichtige Aufgabe. Durch eine 
Straftat verlieren sie häufig ihre 
Gesundheit und ihre 
Lebensgrundlage. Bei dem 
mühevollen Weg durch die 
Instanzen sind sie oft auf sich 
alleine gestellt. Hier sind Hilfen 
über das normale Maß der 
sozialen Absicherung notwendig. 
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Antrag 131A 
BE Weser-Ems; Z. 941f. 
Um Wohnungslosigkeit zu verhindern, 
fordern wir ein stärkeres Engagement 
von Bund, Ländern und Kommunen im 
sozialen MietWwohnungsbau, sowie in 
Wohnungsbau für finanziell 
eingeschränkte Gruppen wie 
Alleinerziehende oder Rentner*innen.  
 

 
Antrag 131A 
Erledigt durch Annahme 127A. 
 

 Antrag 131B 
Redaktionelle Änderung der 
Antragskommission:  
Z. 938: Wohnungslosennotfallhilfe 
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Antrag 132 
BE Weser-Ems; Z. 948 
Nur dadurch wird das Engagement[…]  

 
Antrag 132 
Annahme 
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Antrag 133A 
BE Niederrhein; Z.953f. 
Die Behindertenrechtskonvention der 
Vereinten Nationen zur Inklusion ist 
hierfür konsequent in  der 
Bundesrepublik zu verwirklichen.  
 
 

 
Antrag 133A 
Annahme 

Antrag 133B 
 
LV Schleswig-Holstein fordert bei der 
Definition der Menschen mit 
Behinderungen auch die 
unterschiedlichen Ausprägungen zu 
beachten und damit zu verdeutlichen, 
dass wir uns als AWO auch für 
Menschen mit psychischen 
Beeinträchtigungen bzw. 
Suchterkrankungen verantwortlich 
fühlen.  

Antrag 133B 
Veränderungsvorschlag der 
Antragskommission Z. 954f.: 
 
Behinderung sind für uns keine 
Eigenschaft einzelner Menschen, 
sondern entstehen in 
Wechselwirkung von 
individuellen körperlichen, 
geistigen, seelischen, 
psychischen oder 
Sinnesbeeinträchtigungen mit 
gesellschaftlichen Barrieren.  
 
 

Antrag 133C 
BE Niederrhein; Z. 954ff. 
Behinderungen sind für uns keine 
Eigenschaft einzelner Menschen, 
sondern entstehen in Wechselwirkung 
von individuellen, körperlichen, 
geistigen, seelischen oder 
Sinnesmerkmalenbeeinträchtigungen 
mit gesellschaftlich produzierten 
Barrieren.  
 

Antrag 133C 
Ablehnung, Begrifflichkeit der 
UN-BRK 
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Antrag 134 
BE Niederrhein; Z. 964ff. 
Wir wollen eine Gesellschaft, die 
sozialversicherungspflichtige 
Beschäftigung von Menschen mit 
Behinderungen schafft, insbesondere 
von Frauen mit Behinderungen. Wir 
wollen eine Gesellschaft, in der die 
sozialversicherungspflichtige 
Beschäftigung von Menschen mit 
Behinderungen die Regel und nicht die 
Ausnahme ist. Dies gilt insbesondere für 
Frauen mit Behinderung.  
 

 
Antrag 134 
Annahme 
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Antrag 136A 
BE Niederrhein; Z.972 
Menschen mit Behinderungen müssen 
zukünftig das politische Handeln auf 
allen föderalen Ebenen mitgestalten 
können und geeignete Räume des 
Engagements vorfinden. 
 

 
Antrag 136A 
Annahme 

Antrag 136B 
BE Niederrhein; Z.973f. 
Das Prinzip „Nichts über uns ohne uns“ 
muss uneingeschränkt für alle Teile der 
Gesellschaft gelten.  
 

Antrag 136B 
Ablehnung, uneingeschränkt in 
Z. 974 zeigt an, dass es für alle 
Teile der Gesellschaft gelten 
muss.  

Antrag 136C 
BE Niederrhein; Z.976f. 
Im Engagement müssen Möglichkeiten 
der Mitarbeit und Mitbestimmung für 
Menschen mit Behinderungen 
geschaffen und dauerhaft vorgehalten 
werden.  
 
 

Antrag 136C 
Ablehnung, enthalten in Z. 977. 
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Antrag 137 
BE Niederrhein; Ergänzung nach Z. 985 
„Sie erhalten dafür die uneingeschränkte 
Unterstützung. Der Rechtsanspruch der 
dafür notwendigen Leistungen ist 
unabhängig von Ursache, Art und 
Schwere der Behinderung zu 
gewähren.“ 
 

 
Antrag 137 
Ablehnung, aktuelle politische 
Diskussion, Anregung: Antrag zur 
Buko 2020. 
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Antrag 138 
Weser-Ems; Ergänzung neues 
Unterkapitel nach Z. 991.  
 
„Keine Zugangsbeschränkungen 
beim Zusammentreffen von BTHG- 
und Pflegeansprüchen 
Unser Ziel ist es, Menschen mit 
Behinderungen uneingeschränkt alle 
Leistungen der Pflegeversicherung zur 
Verfügung zu stellen.“ 
 

 
Antrag 138 
Ablehnung, aktuelle politische 
Diskussion, Anregung: Antrag 
BuKo 2020. 
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Antrag 139A 
BE Weser-Ems; Z. 997ff. 
Nur durch gute Arbeitsbedingungen wie 
zum Beispiel tarifliche Entlohnung im 
Rahmen eines allgemeinverbindlichen 
Tarifvertrags und, mehr Personal und 
eine angemessene Bezahlung kann 
dem Fachkräftemangel begegnet 
werden.  
 

 
Antrag 139A 
Ablehnung, enthalten in Z. 997f.  

Antrag 139B 
BE Westliches-Westfalen; Z. 1001 
Gerade Haushaltshilfen sind zu guten 
Arbeitsbedingungen zu  beschäftigen. 
Die Pflegepolitik muss den Bedürfnissen 
der Pflegesituation in den Familien  
gerecht werden, sodass weniger auf 
illegale Haushaltshilfen zurückgegriffen 
wird.   
 

Antrag 139B 
Ablehnung 
 
 
Antrag 139C 
Redaktionelle Änderung der 
Antragskommission:  
Z. 1002f.: Die Pflegepolitik muss den 
Bedürfnissen der Pflegesituation in 
den Familien gerecht werden, 
sodass weniger auf illegal 
beschäftigtee Haushaltshilfen 
zurückgegriffen wird.  
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Antrag 140 
BE Weser-Ems; Ergänzung nach 
Z. 1011 
„Wir fordern für die Pflegeeinrichtungen 
eine regelmäßig analytisch ermittelte 
verlässliche und refinanzierte 
Personalbemessung, die für alle 
Bundesländer gleiche Voraussetzungen 
schafft. Eine Konkurrenz zwischen den 
Bundesländern in dieser bundesweit 
geltenden Gesetzeslage darf nicht 
toleriert werden.“ 

 
Antrag 140 
Ablehnung, ist aktuell in der 
Umsetzung 
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Antrag 141A 
BE Weser-Ems; Einschub nach Z. 1021 
Vernetzte und kooperierende 
Einrichtungen und Dienste sind zu 
fördern. Eine nachfragegerechte 
ambulante Pflege und Krankenpflege 
muss überall im Land sichergestellt sein, 
Insbesondere müssen auch Zugänge zu 
spezialisierten Diensten 
(Kinderkrankenpflege, Schmerztherapie, 
Wundpflege, Palliativpflege, 
Intensivpflege) gewährleistet werden. 
Unvermeidbare Vertragskündigungen 
oder -verweigerungen in den 
pflegerischen und gesundheitlichen 
Diensten müssen dokumentiert und 
regelmäßig öffentlich berichtet werden. 
Hierfür braucht es […].  
 

 
Antrag 141A 
Ablehnung, Anregung: Antrag 
Buko 2020. 

Antrag 141B 
BE Rheinland; Ergänzung ab Z. 1022 
Angehörige, die Pflegeaufgaben 
übernehmen, sind angemessen zu 
entlohnen. 

Antrag 141B 
Annahme in Fassung der 
Antragskommission nach 
Z. 1020 
Die Stellung der pflegenden 
Angehörigen ist zu verbessern. 
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Antrag 142 
BE Weser-Ems; Einschub nach Z. 1028 
Hohe Einkommen und 
(Kapital-)Vermögen sind verstärkt in die 
Beitragspflicht einzubeziehen. 
Leistungen der Krankenversicherung 
müssen auch in der stationären Pflege 
vollumfänglich durch diese und nicht 
durch die Pflegeversicherung getragen 
werden. Dies gilt explizit für Leistungen 
der Behandlungspflege. 

Antrag 142 
Annahme 
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144  

 
 

 Antrag 144 
Redaktionelle Änderung der 
Antragskommission:  
Z.: 1040: Internationale Solidarität in 
einer globalisierten Welt 
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Antrag 147 
BE Hannover; Einfügung ab Z. 1059 
„Die Ressourcen auf der Erde sind 
begrenzt. Die Menschheit verbraucht 
derzeit mehr an Energie und von den 
Rohstoffen, die uns für den gleichen 
Zeitraum durch den Planeten, also 
nachhaltig, zur Verfügung gestellt 
werden. Hierdurch schädigen wir die 
Zukunft aller Lebewesen auf unserem 
Planeten. Damit gehen nicht nur 
wertvolle natürliche Rohstoffe und 
Ressourcen für immer verloren, die 
Menschheit beraubt sich selbst und 
ihren Kindern auch der Möglichkeit einer 
vielfältigen Zukunftsperspektive. 
Klimaveränderungen und die daraus 
resultierenden Dürren und Versteppung, 
Überschwemmungen und eine 
Zunahme der Stürme sind nur eine 
Folge dieser negativen Bilanz. 
Wir bekennen uns zu einer gerechten 

 
Antrag 147 
Annahme in der Fassung der 
Antragskommission als Ersatz 
ab Z. 1076 mit veränderter 
Überschrift 
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und gleichen Kapitalverteilung und zu 
einem wertegebundenen 
Wirtschaftssystem, das allen sozialen 
und ökologischen Verwerfungen 
vorbeugt. Wir bekennen uns zu einer 
Energie und Rohstoffwende und zu 
einer nachhaltigen Nutzung der 
vielfältigen, erneuerbaren Ressourcen 
und Energiequellen unseres Planten. 
Das gilt sowohl im konkreten Handeln in 
unseren sozialen Diensten und 
Einrichtungen als auch in der 
sozialpolitischen Arbeit unseres 
Verbandes.  
Von dem jetzigen Wirtschaftssystem 
profitieren nur die Menschen in einigen 
technologisch weit entwickelten, reichen 
Staaten. Der Reichtum in den 
Industrieländern geht derzeit oft zu 
Lasten der Menschen, die in den 
ärmeren, nicht so gut entwickelten 
Ländern leben.  
Vielerorts werden die elementaren  
Grundrechte der Menschen verletzt, 
damit Rohstoffe weiter abgebaut werden 
können. Vielen Menschen wird das 
Recht auf gesunde Nahrung, der 
Zugang zu Trinkwasser, Rohstoffen, 
Energie und Wohnraum eingeschränkt. 
Armut, Hunger und Kriege werden 
bewusst in Kauf genommen. Die Folgen 
einer rücksichtslosen Ausbeutung 
natürlicher Rohstoffe und einer 
niedrigen Ertragswirtschaft in der 
Nahrungsmittelproduktion sind letztlich 
Hunger, Armut, Kriege, Flucht und 
Vertreibung.  Der Kampf um die 
verbliebenen Rohstoffe führt weltweit 
nicht selten zu Neokolonialismus und 
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schon heute werden erbitterte Kriege 
um Rohstoffe, Lebensraum und Wasser 
geführt. Der Klimawandel, Umweltschutz 
und eine faire Verteilung der 
Ressourcen gehen uns alle an und 
gerade auch als Wohlfahrtsverband in 
Deutschland sind wir unmittelbar von 
den Auswirkungen dieser globalen 
Veränderungen betroffen. “ 
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 Neuer Absatz anstelle akt. 1076-
1079 mit veränderter Überschrift 
wie folgt aus Antrag 147 
Hannover:  
 
Verantwortung der*des 
Einzelnen in einer globalen 
Welt  
 
Die Menschheit verbraucht mehr 
Energie und natürliche 
Ressourcen als unser Planet 
regenerieren und wieder zur 
Verfügung stellen kann. Dadurch 
schädigen wir die Zukunft allen 
Lebens auf der Erde. 
Klimawandel, Umweltschutz und 
eine faire Verteilung der 
begrenzten, nicht-erneuerbaren 
Rohstoffe betreffen uns alle. Die 
Folgen einer rücksichtslosen 
Ausbeutung natürlicher Rohstoffe 
und einer niedrigen 
Ertragswirtschaft in der 
Nahrungsmittelproduktion sind 
letztlich Hunger, Armut, Kriege, 
Flucht und Vertreibung. Die 
nachhaltige Transformation 
unserer Welt kann jedoch nur 
gelingen, wenn jede*r Einzelne 
bereit ist, daran mitzuwirken. 
Unser Lebensstil in Deutschland 
kann nicht global gelebt werden. 
Deshalb müssen wir als 
Gesellschaft das richtige Maß der 
Selbstbegrenzung finden und 
unser Handeln auch im Sinne der 
Verantwortung für zukünftige 
Generationen ausrichten. 
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Antrag 152 
BE Mittelrhein; Z. 1094f. 
Wir verfügen über ein umfassendes 
Regelwerk, das über gesetzliche 
Verpflichtungen hinausgeht und 
verwalten unsere Finanzen 
sorgsamverantwortungsbewusst.  

 
Antrag 152 
Annahme 

153  

 
 

  
Ergänzung ab Z. 1104 aus 
Antrag 73A:  
Soweit möglich richten wir eigene 
Agenturen zur Vermittlung von 
Engagement ein und beteiligen 
uns daran.  
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Antrag 154A 
BE Mittelrhein; Z.1111f. 
Wir ermöglichen achten und fördern die 
Vereinbarkeit von, Familie und Beruf zu 
vereinbaren, und achten sowie fördern 
die Gesundheit unserer Mitarbeitenden.  
 

 
Antrag 154A 
Annahme 

Antrag 154B 
BE Hannover; Ergänzung ab Z. 1105 
„Die AWO handelt auf Grundlage ihrer 
Werteorientierung. Die AWO muss sich 
als Arbeitgeber und Anbieter von 
sozialen Dienstleistungen an diesen 
Werten messen lassen. Die Umsetzung 
der Werteorientierung ist für die 
Glaubwürdigkeit von Bedeutung. Die 
unternehmerischen Tätigkeiten müssen 
sich am Leitbild sowie den Werten der 
AWO orientieren.  
Die AWO setzt sich in all ihren 
Einrichtungen für ein demokratisches 
Miteinander und eine Mitbestimmung 
der Mitarbeiter*innen ein.  
Die AWO fordert bessere 
Rahmenbedingungen für soziale Arbeit 
und eine höhere Anerkennung der 
sozialen Berufe. Die AWO gestaltet, 
fördert und pflegt die Beziehungen zu 
ihrem sozialen Umfeld. Haupt- und 
ehrenamtliche Arbeit ergänzen sich und 
profitieren von einander. Das vielfältige 
Engagement verdient eine 
größtmögliche Wertschätzung. “ 
 

Antrag 154B 
Ablehnung, Gedanken im 
gesamten Kapitel VIII. enthalten 
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Antrag 154C 
BE Rheinland; Ergänzung nach Z. 1111 
„Kein Arbeitsverhältnis mit der AWO soll 
ohne Anbindung an einen Tarifvertrag 
mit einer Gewerkschaft des Deutschen 
Gewerkschaftsbundes geschlossen 
werden.“ 

Antrag 154C 
Annahme 
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 Ergänzung ab Z. 1128 aus 
Antrag 122:  
 
Wir garantieren den Schutz der 
Menschen, die uns anvertraut 
sind. 
 

 Redaktionelle Änderung der 
Antragskommission:  
1124: Wir achten die Bedürfnisse der 
Klient*innen und schützen sie. 
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Antrag 157 
BE Mittelrhein; Z. 1133 
Unsere Entscheidungen über die 
Gehälter von hauptamtlichen 
Vorständen und Geschäftsführer*innen 
werden transparent getroffen.  

 
Antrag 157 
Annahme in Fassung der 
Antragskommission 
 
Unsere Entscheidungen über die 
Gehälter von 
Geschäftsführer*innen und 
hauptamtlichen Vorständen 
werden transparent getroffen. 
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Antrag 170 
BE Weser Ems; Z. 1215 
Geschlecht beschreibt die Einteilung 
von Menschen in „weiblich“ oder 
„männlich“.   Unser Verständnis von 
Geschlecht schließt alle mit ein. 
Geschlecht ist vielfältig. Sie basiert […] 

 
Antrag 170 
Annahme in Fassung der 
Antragskommission:  
 
Geschlecht schließt nach 
unserem Verständnis alle mit ein 
und ist vielfältig. Geschlecht 
beschreibt herkömmlich die 
Einteilung von Menschen in 
„weiblich“ oder „männlich“. Sie 
[…]  

 
Schlussantrag  
 
Die Sonderkonferenz möge beschließen:  

 
Die Bundeskonferenz verabschiedet das Grundsatzprogramm des AWO Bundesverbandes in der Fassung, die es durch die angenommenen 
Änderungsanträge auf der Sonderkonferenz am 14. Dezember 2019 gefunden hat. 
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Unterlagen zu den Anträgen 1A, 3B, 5, 11B, 35A, 35B und 60B sowie ein Protokollaus-
zug aus der Präsidiumssitzung am 20.09.2019 
 
 
Antrag 1A 
Antragssteller: Landesverband Hamburg 
 
Betreff: Anträge zur Neufassung der Einleitung 
 
Die Sonderkonferenz möge beschließen: 
 
Die „Einleitung“ des Grundsatzprogramms wird wie folgt neu gefasst: 
 
Das Grundsatzprogramm der Arbeiterwohlfahrt bestimmt den sozialpolitischen Standort des 
gesamten Verbandes und die Leitlinien unseres gemeinsamen Handelns. Tief verwurzelt in 
der Tradition der Arbeiterbewegung und der Geschichte ihrer sozialen Kämpfe muss die Ar-
beiterwohlfahrt auch in Zukunft den Anspruch auf soziale Sicherheit in einer solidarischen 
Gesellschaft formulieren und praktische Wege in Richtung auf das gemeinsame Ziel finden.  
 
Das Grundsatzprogramm von 1998, das wir 2019 im hundertsten Jahr unseres Bestehens 
mit diesem Programm ablösen, hat in diesem Sinne dem Verband und der Politik wichtige 
Orientierungen geboten. Wir müssen aber heute feststellen, dass uns nicht nur sozialpoliti-
sche Fehlentscheidungen seither weit hinter den Ausgangspunkt zurückgeworfen haben.  
 
Die Arbeitslosenversicherung wurde im Zuge der Zusammenführung von Arbeitslosenhilfe 
und Sozialhilfe im Rahmen der Gemeindefinanzreform als Säule der sozialen Absicherung 
vor den Unwägbarkeiten des Arbeitsmarktes massiv entwertet. Drastische Beitragssenkun-
gen zur Entlastung der Arbeitgeber haben die materielle Grundlage dieses Zweiges der So-
zialversicherung nachhaltig geschwächt und empfindliche Anspruchskürzungen erzwungen. 
Die Abschaffung der Arbeitslosenhilfe und die Einführung einer Sozialleistung, die als „Hartz 
IV“ zum Markenbegriff wurde, hat als System der millionenfachen Demütigung, Entrechtung 
und Verarmung die sozialen Sicherungssysteme und das Sozialstaatsgebot der Verfassung 
desavouiert. Die Beseitigung der „Zumutbarkeit“ bei Arbeitsgelegenheiten hat Berufsbiogra-
phien entwertet, die Ausweitung tarifloser Bereiche beschleunigt zur Etablierung des Niedrig-
lohnsektors in Deutschland maßgeblich beigetragen, der sich durch die rechtliche Entgren-
zung der Leiharbeit sprunghaft ausdehnen konnte. Es hat ein Jahrzehnt gedauert, bis end-
lich der Mindestlohn – auf völlig unzureichendem Niveau – eine gesetzliche Grundlage hatte. 
 
Der Niedriglohnsektor hat sich im letzten Jahrzehnt zur massiven Bedrohung der Rentenver-
sicherung, des wirtschaftlich bedeutendsten Zweiges der Sozialversicherungen und des 
wichtigsten Vermögenswertes der Arbeitnehmer, entwickelt. Altersarmut ist die zwingende 
Folge von prekären Beschäftigungsverhältnissen. Darauf hat die Sozialpolitik bis heute keine 
Antwort. Die Beitragsbegrenzung, die als inhaltliches Ziel an die Stelle der Lebensstandard-
sicherung gesetzt wurde, hat mit der einseitigen Entlastung der Arbeitgeber zugleich für die 
Arbeitnehmer die Armut im Alter programmiert. Die Rentenversicherung wurde aber auch 
durch Teilprivatisierung zugunsten bestimmter Teile der Finanzwirtschaft (i.e. Riester-Rente 
u.a.) beschädigt. Alle Formen kapitalgedeckter Altersvorsorge haben sich spätestens seit der 
Finanzkrise 2009 als interessengeleitete Irrwege auf Kosten der Allgemeinheit erwiesen.  
 
Auch die gesetzliche Krankenversicherung leistet heute keinen umfassenden Schutz mehr 
vor den finanziellen Folgen gesundheitlicher Risiken. In den letzten Jahren hat der Gesund-
heitssektor eine bespiellose Welle der Privatisierung von Krankenhäusern und anderen Ein-
richtungen erlebt. Während die Leistungen für die Versicherten eingeschränkt werden, neh-
men die Unternehmensgewinne privater Investoren im Gesundheits- und Pflegesektor dra-
matisch zu. Die Wiederherstellung der Beitragsparität im Jahre 2019 war ein wichtiger Erfolg, 
aber nicht mehr als die Rückgewinnung zuvor verlorenen Terrains. 
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Die Verantwortung für diese Entwicklungen trifft alle Parteien im Deutschen Bundestag, die 
seit 1998 an der Regierung beteiligt waren. Der in der Nachkriegszeit beispiellose Abbau der 
sozialen Sicherungssysteme, der die Risiken von Alter, Arbeitslosigkeit und Krankheit wieder 
zu einer alltäglichen Bedrohung der Bürger hat werden lassen und millionenfache Demüti-
gung durch Armut in Kauf genommen hat, blieb nicht ohne politische Folgen. Er bereitete 
den sozialen Boden für die Wiederkehr von Nationalismus und gewalttätigem Rechtsextre-
mismus in Deutschland. 
 
Gemessen an den Prämissen und Aufträgen des Grundsatzprogramms von 1998 sehen wir 
uns heute größeren Widerständen und stärkeren Bedrohungen gegenüber als vor zwanzig 
Jahren. Die politischen und sozialen Organisationen, die sich in der Tradition der Arbeiter-
bewegung sehen, erleiden seit Jahren einen dramatischen Bedeutungsverlust. Dieser Ent-
wicklung muss und wird die Arbeiterwohlfahrt aktiv begegnen.  
 
Das neue Grundsatzprogramm weitet deshalb den Blick auf neue Themen und Schwerpunk-
te. Die sozialen Anliegen werden heute vielfach in neuer Gestalt, in anderer Tonart und un-
gewohnten Konstellationen vorgetragen. Die Arbeiterwohlfahrt findet dabei ihren Weg, auf 
dem sie sich von der Achtung der Würde eines jeden Menschen leiten lässt. Dies erfordert 
auch die Bereitschaft zum selbstkritischen Blick nach innen auf die Organisation und ihre 
Arbeit. Unsere Strukturen und Aktivitäten müssen sich an den Bedürfnissen der Menschen 
und unseren politischen Zielen ausrichten. Auf diesem Weg sucht die Arbeiterwohlfahrt auch 
die Gemeinsamkeit mit anderen Organisationen im Verbund mit der Freien Wohlfahrtspflege.  
 
Die Stärke der Arbeiterwohlfahrt beruht auf sozialem Handeln im Geist der Solidarität. Wir 
achten jeden Menschen in seiner Individualität und Besonderheit, suchen das Eigene zu er-
kennen und dabei das Trennende zu überwinden im gemeinsamen Handeln. Das Grund-
satzprogramm zeigt auf, wie wir uns in die Reihen derer stellen, die heute weltweit soziale 
und ökologische Bedrohungen zur Sprache bringen, sei es im internationalen Klima-Protest, 
dem Diversity-Movement aus den USA , derer, die sich um den Frieden in Europa sorgen 
oder die zunehmende politische Gewalt nicht hinnehmen wollen. 
 
Das Grundsatzprogramm ist eine Einladung, sich der Arbeiterwohlfahrt anzuschließen und 
mit uns gemeinsam in die Gesellschaft im Sinne des Gemeinwohls zu wirken. Es ist auch 
eine Einladung, die lebendige Diskussion fortzusetzen, die zu diesem Programm geführt hat. 
 
 
Antrag 3B 
Antragssteller: Bezirksverbandes Weser-Ems 
 
Betreff: Antrag des zur Neufassung der Zeilen 82-99 im Grundsatzprogramm 
 
Aktuelle Ausprägungen des globalen Kapitalismus gefährden das Sozialstaatsversprechen in 
westlichen Demokratien auf Schutz vor Armut und Chance auf Aufstieg, und damit tendenzi-
ell das demokratische Gemeinwesen und damit die von der AWO als Modell favorisierte 
staatliche Verfasstheit. Regionen in den Zentren und außerhalb der Zentren werden zuneh-
mend sozial und gesellschaftlich abgehängt. Die Anfang des Jahrtausends propagierte 
Selbstverantwortung liberaler Ausprägung führt vermehrt zu sozialem Unfrieden. Grundle-
gende Dinge des modernen Lebens und der Daseinsvorsorge wie Wohnen, Bildung, Ge-
sundheit wurden Marktmechanismen unterworfen und wurden für viele Menschen immer 
rarer. Das Aufstiegsversprechen der so genannten Sozialen Marktwirtschaft gilt kaum mehr. 
Die Verteilung der Güter wird mehr und mehr, in einem global fast unerreichten Ausmaß, 
ungleicher. Können, Kreativität und Fleiß sind keine Aufstiegsgaranten in sicheren Rahmen-
bedingungen mehr. Gleichzeitig verlieh wachsender Reichtum den Eliten und ihren Vertre-
ter*innen Unangreifbarkeit und vermehrt politische Gestaltungsmöglichkeiten. Der Kapitalis-
mus ist entgleist. Das Vertrauen in die politischen Institutionen, in das Gesellschaftsmodell 
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der Sozialen Marktwirtschaft und die Werte des westlichen Humanismus sind in der Erosion 
begriffen. Die Zuwanderung aus Mittel- und Osteuropa sowie das weitgehend unkoordinierte 
Ankommen der Geflüchteten aus dem Nahen Osten und Afrika hat für viele Menschen dazu 
geführt, diesen aufwachsenden Vertrauensverlust verbal und demonstrativ auszudrücken. 
Wir brauchen deshalb eine neue Sozialstaatlichkeit und einen umfassenden Schutz vor indi-
viduellen Krisen der Menschen in allen Lebenslagen und Regionen des Landes. Der Geist 
einer realen ökologisch sozialen Marktwirtschaft zieht sich daher durch dieses Grundsatz-
programm und sollte Wesensmerkmal neuer Sozialstaatlichkeit sein, die wir als AWO einfor-
dern und leben. 
 
Begründung: 

Die Darstellung der gesellschaftlichen Situation sollte klar die derzeitigen krisenhaften Phä-

nomene darstellen und die Handlungsnotwendigkeit deutlich hervorheben. 

 
 
Antrag 5 
 
Antragssteller:  Bezirksverband Baden e. V.  
 
Die Bundessonderkonferenz möge beschließen: 

„Nachhaltigkeit“ wird als neuer Grundwert hinzugefügt und der Entwurf  des Grund-

satzprogramms entsprechend ergänzt. 

„Nachhaltigkeit bedeutet für uns, sich konsequent für die Erhaltung der natürlichen 

Lebensgrundlagen einzusetzen. Die ökologische und soziale Gestaltung einer Ge-

sellschaft und Wirtschaft mit ihren Zielen, Lebensstilen und Handlungen muss welt-

weit eine lebenswerte Zukunft sichern. Das bedeutet, dass bei der Befriedigung aktu-

eller Bedürfnisse immer die mittel- und langfristigen Auswirkungen für alle Menschen 

und die Natur mitbedacht werden müssen.“ 

Begründung: 
 
Nicht nur die Erkenntnisse nahezu aller damit befassten Wissenschaftlerinnen und Wissen-

schaftler, sondern auch weltweite Demonstrationen und Proteste sowie die Entscheidungen 

vieler Wählerinnen und Wähler belegen, dass die Maßnahmen der Politik völlig unzureichend 

sind, die durch den Klimawandel verursachten Folgen zu beherrschen.  

Wir alle stehen in der Verantwortung, dem durch nachhaltiges Handeln entgegenzuwirken. 

Auch die AWO als große Wohlfahrtsorganisation muss ein Zeichen setzen. Dazu genügt es 

nicht, irgendwo im Text die Nachhaltigkeit zu fordern, sie gehört an prominente Stelle. Das 

kann nur die Zuordnung der Nachhaltigkeit zu den traditionellen Leitbegriffen Freiheit, 

Gleichheit, Gerechtigkeit, Solidarität und Toleranz sein. 

Raubbau an der Natur gab es zwar schon im Gründungsjahr der AWO, aber die ökologische 

Bedrohung der Erde mit ihren verheerenden sozialen Auswirkungen war 1919 noch kein 

Thema. Heute müssen wir uns nicht nur für Gerechtigkeit, sondern außerdem für einen le-

benswerten Planeten einsetzen. Insofern stände es der AWO gut zu Gesicht, zu zeigen, 

dass im zweiten Jahrhundert ihres Bestehens ein neuer Schwerpunkt hinzugekommen ist. 

Ein sechster Grundwert „Nachhaltigkeit“ stände der AWO im Jubiläumsjahr gut an und würde 

deutlich machen, dass wir die Zeichen der Zeit erkannt haben. 
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Die gute Arbeit von AWO International wird ohne Nachhaltigkeit an Effizienz verlieren. Wir 

unterstützen AWO International, räumen aber nachhaltigem Handeln in unseren Grundwer-

ten kaum Platz ein. Katastrophenhilfe ja, aber was ist mit der Ursachenbekämpfung? 

Nachhaltiges Handeln ist auch ein wichtiger Beitrag nicht nur zur Imagepflege, auch dem 

Verband und seinen Einrichtungen steht es gut an, jedes Handeln unter Nachhaltigkeits-

gesichtspunkten zu überprüfen. Dazu gehört beispielsweise die Verwendung nachhaltiger 

Produkte von AWO International. 

Im Übrigen haben bereits jetzt viele Ortsvereine und Kreisverbände die Forderung nach 

Nachhaltigkeit in ihren lokalen Leitbildern. Der AWO-Bundesverband sollte hier nicht abseits 

stehen. 

 
 
Antrag 11B 
 
Antragssteller: Bezirksverbandes Weser-Ems 
 
Betreff: Antrag zum Grundwert Toleranz 
 
 „Toleranz Akzeptanz erwächst aus dem Bewusstsein, dass jeder Mensch in seiner Einzig-

artigkeit anerkannt wird. Andere Meinungen, Ideen, Normen, religiöse Überzeugungen und 

Gewohnheiten sind so lange zu akzeptieren, wie sie vereinbar mit unseren Grundrechten 

und Grundwerten sind. Die Vielfalt der Menschen ist durch Gesetze zu schützen. Akzeptanz 

lebt vom freien und gleichberechtigten Austausch aller Menschen über die Normen in der 

Gesellschaft.“ 

Begründung: 

Die Definition des AWO-Wertes „Toleranz“ ist viel mehr eine Definition des Begriffs „Akzep-

tanz“. Ursprünglich stammt  „Toleranz“ aus dem Lateinischen „tolerare“ für „erdulden“. Noch 

heute wird mit dem Begriff eine Hierarchie konstruiert und generiert dadurch ein Machtver-

hältnis. Im Gegensatz dazu drückt der Begriff „Akzeptanz“ ein Miteinander auf Augenhöhe 

aus. 

Toleranz basiert auf einem Wertesystem. Haltungen oder Meinungen, die nicht mit diesem 

Wertesystem konform gehen, werden geduldet bzw. toleriert. Die AWO toleriert jedoch keine 

Haltungen oder Meinungen, die nicht ihrem Wertesystem entsprechen, wie etwa Rassismus, 

Antisemitismus oder Homophobie. 

Akzeptanz steht für ein pluralistisches Wertesystem, in dem unterschiedliche Haltungen oder 

Meinungen gleichberechtigt anerkannt werden, solange sie den Werten entsprechen. Eine 

Hierarchisierung findet dabei nicht statt. 

Warum sprechen wir also immer noch von „Toleranz“, wenn wir eigentlich „Akzeptanz“ mei-

nen? 

 
 
 
 
 



5 
 

Antrag 35A 
Antragssteller: Bezirksverband Hannover 
 
Betreff: VI Daseinsvorsorge Kapitel neu 
 
Staat und Kommunen tragen die Verantwortung für die soziale Daseinsvorsorge.   
 
Wir sind Mitbegründerin des deutschen Sozialstaats und sehen die zentrale Aufgabe der  
sozialen Daseinsvorsorge darin, allen Menschen gleichberechtigte Teilhabe zu ermöglichen. 
Für uns ist eindeutig: Der Staat trägt die Verantwortung. Wir übernehmen unsere Rolle als 
Motor für innovative soziale Dienstleistungen und entwickeln die Fachlichkeit der Sozialen 
Arbeit weiter.  
 
Im Rahmen der kommunalen Selbstverwaltung engagieren wir uns in Gremien,  Kommissio-
nen und Ausschüssen bei der Planung, Konzeption und Steuerung  bedarfsgerechter Ange-
bote und Dienstleistungen.  
 
Handlungsfähige Kommunen sind die entscheidende Voraussetzung, um den Bedürfnissen 
und Lebensläufen der Menschen vor Ort nachzukommen. Dafür ist die finanzielle Leistungs-
fähigkeit der Kommunen dauerhaft zu sichern. Bund sowie Länder müssen verstärkt Verant-
wortung und Kosten für sozialstaatliche Leistungen übernehmen.  
Genauso sind Koordination, zielorientiertes Management und eine offene Netzwerk-strategie 
zur passgenauen Steuerung in der Kommune notwendig. 
 
 
Antrag 35B 
Antragssteller: Bezirksverband Hannover 
 
Betreff: VII Subsidiarität Kapitel neu 
 

Wir bieten zuverlässig, soziale Dienstleistungen mit 
hoher Qualität und Wirkung für alle an.  

Der Staat ist für die Einhaltung des Subsidiaritätsprinzips verantwortlich. 
 
Nach Artikel 23 des Grundgesetzes, in den Maastrichter Verträgen von 1992 sowie in Artikel 
5 des Vertrages über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV ehemaliger EG-
Vertrag) ist die Subsidiarität als Staatsprinzip in der Bundesrepublik Deutschland fest veran-
kert. Vor diesem Hintergrund und aus dem Erbe der geschichtlichen Entwicklung in der Zeit 
des Nationalsozialismus heraus, bekennen wir uns zum Subsidiaritätsprinzip in der Bundes-
republik Deutschland. Hilfe zur Selbsthilfe ist dabei unser Handlungsprinzip. 
 
Die jeweils größere gesellschaftliche oder staatliche Einheit soll nur dann tätig werden, wenn 
dieses geboten ist weil eine kleinere Einheit dazu nicht in der Lage ist. Staatliches Handeln 
hat die selbstständigen Organisationen und Verbände bei der Erfüllung ihrer Aufgaben in 
geeigneter und angemessener Weise zu unterstützen und zu fördern.  Der Staat darf hier-
nach keine Aufgaben anstreben oder übernehmen, die in gleichwertiger, geeigneter Weise 
durch selbstständige Organisationen oder Verbände genauso geleistet werden könnten.  
 
  Der Wert der Subsidiarität für die Gesellschaft ist durch eine entsprechende Politik zu erhal-
ten und zu fördern. Der Staat braucht dafür starke Partner im Sozialraum. Wir sind Mitbe-
gründer des deutschen Sozialstaats und sehen die zentrale Aufgabe sozialen Handelns da-
rin, allen Menschen selbstbestimmt eine gesellschaftliche Teilhabe zu ermöglichen.  
 
Als gemeinnützige und unabhängige Organisation arbeiten wir nicht für die Rendite von In-
vestoren, aber wir stehen für ein vernünftiges Maß an Wirtschaftlichkeit und arbeiten demo-
kratisch legitimiert und im Sinne der Nachhaltigkeit.  Hierfür erwarten wir von allen Ebenen 
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staatlichen Handelns angemessene Rahmenbedingungen, Wertschätzung und Unterstüt-
zung. Bund, Länder und Kommunen müssen die Verantwortung und Kosten für sozialstaatli-
che Leistungen übernehmen und die hierfür entstehenden Kosten bei den Wohlfahrtsver-
bänden vollständig tragen. 
 
Die voranschreitende Deregulierung und zunehmend marktwirtschaftlichen Entscheidungs-
prinzipien für soziale Dienstleistungen und Hilfsangebote gefährden die Werte der Subsidiari-
tät und die Besonderheiten der Freien Wohlfahrtspflege in Deutschland. Marktwirtschaftli-
ches Denken und Handeln in der Sozialen Arbeit, in der Bildung und in der Pflege oder bei 
der Gesundheitsversorgung darf nicht dazu führen, dass um offensichtlich lukrative sozial-
wirtschaftliche Dienstleistungsbereiche ein Wettbewerb zwischen gewinnorientierten gewerb-
lichen Anbietern, den gemeinnützigen freien Vereinen und den Verbänden der freien Wohl-
fahrt und gar mit den Angeboten der öffentlichen Hand entsteht. Gewinnorientierte Unter-
nehmen werden sonst die vermeintlich attraktiven Bereiche besetzen und schwierige, unwirt-
schaftliche und problematische Aufgabenfelder den Organisationen überlassen, die sich dem 
Gemeinwohl verpflichtet fühlen.   
 
Wir verstehen unsere Rolle im Sozialstaat auch als Frühwarnsystem über die soziale Lage in 
der Bundesrepublik und Europa. Wir weisen auf Probleme hin, geben fundierte Auskunft und 
schlagen Verbesserungen vor. Wir nehmen Einfluss auf die Gesetzgebung, ergreifen Partei 
für die sozialen Belange der Menschen und kämpfen für einklagbare soziale Rechte. Vor Ort 
handeln wir im Sinne des Gemeinwohls und arbeiten mit Kostenträgern auf Grundlage von 
Verträgen zusammen. Unser Selbstbestimmungsrecht und unsere Meinungsfreiheit dürfen  
weder durch staatliche Zuwendungen, noch durch die finanzielle oder vertragliche Abhängig-
keit von Geldgebern   eingeschränkt werden.  
 
Für den Erhalt und Ausbau der Subsidiarität als Ordnungsprinzip des deutschen Sozialstaa-
tes werden wir in der Bundesrepublik Deutschland und in der Europäischen Union kämpfen.   
 
 
Antrag 60B 
Antragssteller: Landesverband Bremen 
 
Thema:   Grundsicherung der Zukunft 
 
Die Bundeskonferenz möge beschließen:  
Der Bundesvorstand wird aufgefordert, spätestens bis zur Bundeskonferenz 2020 ein auf 
unseren Grundwerten basierendes AWO Grundeinkommenskonzept zu erarbeiten und vor-
zulegen.  
 
Begründung:  
 
Die Arbeiterwohlfahrt streitet seit ihrer Gründung vor 100 Jahren aktiv für eine sozial gerech-
te Gesellschaft. Wie soziale Gerechtigkeit wirksam hergestellt werden kann, ist gesellschaft-
lich umstritten. Im Entwurf zum neuen Grundsatzprogramm wird allgemein auf Umverteilung 
verwiesen: „Um Ungerechtigkeit zu beenden braucht es eine wirksamere Umverteilung. Das 
Ziel sind gleiche Lebens- und Teilhabechancen für alle Bürger*innen.“ (Z. 288ff.)  
 
Angesichts der Herausforderungen der Gegenwart und Zukunft stellt sich die Frage, ob All-
gemeinforderungen zur Umverteilung und graduelle Veränderungen diesen gerecht werden 
und damit tatsächlich innerverbandliche und gesellschaftliche Debatten entfacht werden 
können. Insbesondere im Abschnitt zur „Grundsicherung der Zukunft“ zeigt sich im Grund-
satzprogramm die Verankerung in aktuellen Strukturen und Lösungsansätzen.  
 
Nach wie vor bleiben im Grundsatzprogramm echte Alternativen zum bestehenden Grundsi-
cherungssystem unbeachtet. Dies wäre umso wichtiger als das Grundsatzprogramm zum 
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Teil Antworten schuldig bleibt, wie die darin formulierten Ansprüche: Umverteilung, Soziale 
Gerechtigkeit, Raum für Engagement, Herausforderungen der Digitalisierung, eine Sozial-
union in Europa etc., konkret umgesetzt werden können.  
Ein Grundsatzprogramm und eine Arbeiterwohlfahrt mit dem eingangs zitierten Anspruch 
sollte daher mindestens offen gegenüber echten Alternativen zum bestehenden Grundsiche-
rungssystem sein sowie offensiv innerverbandliche und gesellschaftliche Debatten dazu an-
stoßen.  
 
Untersuchungen des britischen Ökonomen Anthony B. Atkinson deuten beispielsweise da-
rauf hin, dass ein Grundeinkommen (im konkreten Fall als Partizipationseinkommen) Refor-
men im Sozialversicherungssystem mit Blick auf die Verteilungswirkung überlegen ist. Auch 
in der deutschen Debatte, nimmt die Idee eines Grundeinkommens in verschiedener Ausge-
staltung, immer mehr Raum ein, u.a. in anderen Wohlfahrtverbänden (z. Bsp. Diakonie). Ge-
rade die Arbeiterwohlfahrt als Verband der, wie kein anderer, für soziale Gerechtigkeit ein-
steht, sollte sich aktiv an der Debatte zu einem Grundeinkommen beteiligen.  
 
Unter dem Begriff „Grundeinkommen“ werden in der gesellschaftlichen Debatte mittlerweile 
zahlreiche Grundsicherungskonzepte aus verschiedenen ideologischen Traditionen subsu-
miert. Es sollte daher zunächst ein auf unseren Grundwerten basierendes AWO Grundein-
kommenskonzept erarbeitet werden. Damit kann ein innerverbandlicher Prozess zur Diskus-
sion von Alternativen zum bestehenden Grundsicherungssystem  und den Herausforderun-
gen der Zukunft angestoßen werden sowie AWO-eigene Expertise in die gesellschaftliche 
Debatte eingebracht werden. 
 
 
Protokollauszug aus dem Präsidium am 20.09.2019 zur Rolle der Antragskommission 
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